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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. Dezember 1967 

II/l — 68070 — 6330/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wirtschaftspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Richtlinie des Rats zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungs Vorschriften über 

1. die zollamtliche Überwachung der Waren, die in das 
Zollgebiet der Gemeinschaft verbracht werden, 

2. die vorübergehende Verwahrung dieses Zollguts 


eine Richtlinie des Rats zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über das Zollagerverfahren 


eine Richtlinie des Rats zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungs Vorschriften über den Zahlungsaufschub 
für Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöpfungen. 


Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 27. Novem- 
ber 1967 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 
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Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommisisons- 
vorchlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelten Begründungen beigefügt. 

Der Stellvertreter des ‘Bundeskanzlers 

Brandt 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rats 
zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs Vorschriften 

über 

1. die zollamtliche Überwachung der Waren, die in das 
Zollgebiet der Gemeinschaft verbracht werden, 

2. die vorübergehende Verwahrung dieses Zollguts 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft., insbesondere auf 
Artikel 100, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments und 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Grundlage der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft ist eine Zollunion, deren Errichtung im 
wesentlichen im Titel I Kapitel 1 des Vertrages 
geregelt ist. 

Dieses Kapitel des Vertrages enthält zusammen- 
hängende und genaue Vorschriften, insbesondere 
über die Abschaffung der Zölle unter den Mitglied- 
staaten, die Aufstellung und schrittweise Einführung 
des Gemeinsamen Zolltarifs sowie die Änderungen 
und Aussetzungen seiner Zölle; wenn auch in Arti- 
kel 27 dieses Kapitels bestimmt ist, daß die Mit- 
gliedstaaten vor Ende der ersten Stufe, soweit er- 
forderlich, eine Angleichung ihrer Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften auf dem Gebiet des Zoll- 
wesens vornehmen, so wird in diesem Kapitel den 
Institutionen der Gemeinschaft jedoch keine Ermäch- 
tigung erteilt, in dieser Sache zwingende Bestim- 
mungen vorzuschreiben; eine gründliche Prüfung 
mit den Mitgliedstaaten hat jedoch ergeben, daß für 
bestimmte Sachgebiete durch zwingende Gemein- 
schaftsakte Maßnahmen getroffen werden müssen, 
die zu einem Zollrecht führen, das die einheitliche 
Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs gewähr- 
leistet. 

In allen Mitgliedstaaten bestehen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die zollamtliche Über- 
wachung der in ihr Zollgebiet verbrachten Waren 
und über die vorübergehende Verwahrung dieses 
Zollguts. 


i Diese Vorschriften weisen gewisse Unterschiede 
auf, die, wenn sie nach Vollendung der Zollunion 
1 beibehalten würden, Verkehrs- und Einnahmever- 
1 lagerung hervorrufen könnten. 

Diese Vorschriften wirken sich unmittelbar auf die 
I Errichtung und das Funktionieren des Gemeinsamen 
I Marktes aus. 

In den Mitgliedstaaten müssen gemeinsame Vor- 
schriften erstellt werden, die für die Erfassung des 
aus dritten Ländern in die Gemeinschaft verbrachten 
Zollguts sowie für die vorübergehende Verwah- 
! rung unter zollamtlicher Überwachung des Zollguts 
: gelten, wenn es nicht unmittelbar nach seiner An- 
kunft wieder ausgeführt oder einer Zollbehandlung 
zugeführt wird. 

Da die Interessen der Verwaltung und die Erfor- 
dernisse des interationalen Handels zu berück- 
sichtigen sind, ist es folgerichtig, Bestimmungen vor- 
zusehen, die auf diese Interessen und Erforder- 
nisse, insbesondere auf die verschiedenen, in An- 
spruch genommenen Beförderungsarten zugeschnit- 
ten sind — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


| A r t i k e 1 1 

1. Diese Richtlinie bestimmt die Regeln, welche die 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die zoll- 
amtliche Überwachung der Waren, die in das Zoll- 
gebiet der Gemeinschaft verbracht werden, sowie 
über die vorübergehende Verwahrung von Zollgut 
enthalten müssen. 

2. Als in vorübergehender Verwahrung befindlich 

i ist das Zollgut anzusehen, das auf dem Zollgebiet 
| der Gemeinschaft verbleiben darf, ohne unmittelbar 
einer besonderen Zollbehandlung zugeführt zu wer- 
I den; dies gilt insbesondere, soweit dies in Anwen- 
dung der nationalen Bestimmungen geschieht, die 
; im Anhang zu dieser Richtlinie genannt sind. 
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TITEL I 

Erfassung von Zollgut 


Artikel 2 

1. Jede Ware, die in das Zollgebiet der Gemein- | 

schaft verbracht wird oder aus einer im Hoheits- j 
gebiet der Gemeinschaft gelegenen Freizone stammt, ( 
unterliegt der zollamtlichen Überwachung. ; 

2. Die Waren müssen unverzüglich und unter Be- ^ 
nutzung des von den zuständigen Behörden der ein- 1 
zelnen Mitgliedstaaten vorgeschriebenen Weges zu ! 
einer ebenfalls von diesen Behörden bezeichneten 
Zollstelle oder einem anderen Ort befördert werden, j 
der der zollamtlichen Überwachung unterliegt. 

Artikel 3 

1. Für die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Waren 
ist eine allgemein abgefaßte Zollanmeldung gemäß 
Absatz 2 abzugebeh; dies gilt nicht, sofern diese 
Waren bereits einer Zollbehandlung zugeführt wor- 
den sind oder dieser Zollbehandlung unverzüglich 
zugeführt werden sollen, 

2. Als allgemeine Zollanmeldung kann unter den 
Bedingungen, die die zuständigen nationalen Be- j 
hörden festsetzen, jedes Handels- oder Verwal- 
tungsdokument angesehen werden, das zumindest 
folgende Angaben enthält: 

— Art, Anzahl, Marken und Nummern der Pack- 
stücke, 

— Art der Waren, 

— ■ Rohgewicht, 

— Art und Merkmale des Beförderungsmittels, mit 
dem die Waren befördert worden sind, 

^-v Ort, an dem die Waren auf dieses Beförderungs- 
mittel verladen worden sind. 

3. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
können ohne Rücksicht auf Absatz 2 eine Befreiung 
von der Pflicht zur Abgabe einer allgemeinen Zoll- 
anmeldung für Waren vorsehen, die im Grenz- oder 
Reiseverkehr eingeführt werden, sofern diese Be- 
stimmungen die Erhebung der Zölle, Abgaben glei- 
cher Wirkung und Abschöpfungen, die auf diesen 
Waren ruhen, gewährleisten. 

Artikel 4 

1. Die allgemeine Zollanmeldung muß von dem- 
jenigen, der für die Waren verantwortlich ist oder 
dessen Vertreter innerhalb einer von den zustän- 
digen Behörden der einzelnen Mitgliedstaaten fest- 
gesetzten Frist, spätestens aber 24 Stunden nach 
Ankunft der Waren bei der in Artikel 2 Absatz 2 
genannten Zollstelle abgegeben werden. 

Fällt der Tag der Ankunft nicht auf einem Werk- 
tag, so beginnt die Frist erst mit dem nächsten 
Werktag. 


Die allgemeine Zollanmeldung wird von der Zoll- 
stelle mit einem Sichtvermerk versehen. 

2. Bis zur Abgabe einer allgemeinen Zollanmel- 
dung können die Waren nur mit Bewilligung der 
Zollstelle und nur an den Stellen, die unter zoll- 
amtlicher Überwachung stehen, von den Beförde- 
rungsmitteln abgeladen werden. 


TITEL II 

Vorübergehende Verwahrung 

Artikel 5 

Das gemäß Artikel 2 bis 4 erfaßte Zollgut muß 
bis zur Freigabe durch die Zollbehörden unter zoll- 
amtlicher Überwachung verbleiben. 

Während dieses Zeitraumes muß die Ware in 
öffentlichen oder privaten Räumlichkeiten, die von 
den zuständigen Behörden der einzelnen Mitglied- 
staaten bezeichnet werden, vorläufig verwahrt wer- 
den. Gemäß den von diesen Behörden festgelegten 
Bedingungen können an der Ware nur die üblichen 
Behandlungen zur Erhaltung ihrer ursprünglichen 
Beschaffenheit vorgenommen werden. 

Artikel 6 

Sind die in Artikel 5 genannten Waren auf dem 
Seewege befördert worden, so müssen sie vor Ab- 
lauf einer von den zuständigen inländischen Behör- 
den festgesetzten Frist einer Zollbehandlung zuge- 
führt oder wieder ausgeführt werden. Diese Frist 
beträgt höchstens. 10 Wochen; sie beginnt mit der 
Abgabe der allgemeinen Zollanmeldung. 

Artikel 7 

Sind die in Artikel 5 genannten Waren nicht auf 
dem Seewege befördert worden, so müssen sie vor 
Ablauf einer von den zuständigen inländischen Be- 
hörden gesetzten Frist wieder ausgeführt oder einer 
Zollbehandlung zugeführt werden; diese Frist be- 
trägt höchstens 15 Tage; sie beginnt mit der Abgabe 
der allgemeinen Zollanmeldung, 

Sofern es sich zur Feststellung der genauen Zu- 
sammensetzung der Ware als notwendig erweist, 
kann die 15tägige Frist verlängert werden. Die ver- 
längerte Frist darf den Zeitraum nicht übersteigen, 
der zur Feststellung der Zusammensetzung notwen- 
dig ist. 

Artikel 8 

Läuft die in Artikel 6 oder 7 festgesetzte Frist an 
einem Sonn- oder Feiertag ab, so wird sie bis zum 
Ende des nächsten Werktages verlängert. 

Artikel 9 

Für Waren, die nach Ablauf der in Artikel 6 
oder 7 genannten Frist nicht auf Grund einer aus- 
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führlichen Zollanmeldung einer Zollbehandlung zu- 
geführt oder nicht wieder ausgeführt worden sind, 
treffen die Behörden der einzelnen Mitgliedstaaten 
alle erforderlichen Maßnahmen, um sie umgehend 
und gegebenenfalls von Amts wegen einer Zoll- 
behandlung zuzuführen. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um diese Richtlinie spätestens ab 
1. Juli 1968 durchführen zu können. 


Drucksache V/2375 


Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission unver- 
züglich den Wortlaut der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richt- 
linie fallenden Gebiet erlassen haben. 


Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Anlage zu Artikel 1 Absatz 2 


1. Bundesrepublik Deutschland 
— Verwahrung 

2. Königreich Belgien 

— Depot douanier provisoire 

— Voorlopige douane-opslag 

3. Französische Republik 

— Magasin de dedouanement 
— Aires de dedouanement 
— Depot de douane 

4. Italienische Republik 

— - Magazzini doganali temporanea custodia 

— Magazzini o capannoni sotto sorveglianza 
doganale 

5. Großherzogtum Luxemburg 
— Depot douanier provisoire 

6. Königreich der Niederlande 
— Voorlopige douane-opslag 


(Zollgesetz * — Artikel 8) 


(Arrete royal du 7. 7. 1847, art. 155 et Arrete royal 
du — ■ Koninklijk Besluit van 18. 2. 1952, art. 7) 


(Code des douanes — art. 82 bis ä 82 sexies) 


(Code des douanes — art. 182 ä 185) 

(Regolamento doganale — - art. 21) 

(Regolamento doganale — art 21 et R. D. 2. 9. 1923 
No. 1959) 

(Arrete granducal du 20. 4. 1922, art. 1 et arrete 
ministeriel du 19. 3. 1952, art. 1) 


(Koninklijk Besluit van 29. 5. 1962, art. 67) 
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Begründung 


Vorbemerkungen 

1. Die Einführung der Zollunion als Grundlage der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird im we- 
sentlichen in dem einschlägigen Kapitel des Ver- 
trages behandelt. Dieses Kapitel enthält genaue 
Vorschriften über die Abschaffung der innergemein- 
schaftlichen Zölle, die schrittweise Einführung des 
Gemeinsamen Zolltarifs sowie die Änderungen und 
Aussetzungen seiner Zölle, Demgegenüber ist in 
Artikel 27 des Vertrages hinsichtlich der nationalen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften nur ihre An 
gleichung in dem Maße vorgesehen, soweit sie er- 
forderlich ist; diese Angleichung ist von den Mit- 
gliedstaaten vor dem Ende der ersten Stufe vorzu- 
nehmen. Eine Ermächtigung, zwingende Bestimmun- 
gen vorzuschreiben, wird den Institutionen der Ge- 
meinschaft durch diesen Artikel nicht übertragen. 

Aufgrund der Arbeiten, die in dieser Sache unter 
Beteiligung der Mitgliedstaaten durchgeführt worden 
sind, hat die Kommission indessen festgestellt, daß 
es notwendig ist, die einheitliche Anwendung des 
Gemeinsamen Zolltarifs zu gewährleisten. Dazu 
bedarf es für bestimmte Sachgebiete zwingender 
Gemeinschaftsakte, welche die notwendigen Maß- 
nahmen für die Einführung eines Zollrechts bestim- 
men, das die erwähnte Einheitlichkeit garantieren 
soll. Da es sich um die Einführung eines Grundele- 
ments der Zollunion handelt und den Institutionen 
der Gemeinschaft in dem einschlägigen Kapitel des 
Vertrages keine solchen Befugnisse übertragen wor- 
den sind, können die Gemeinschaftsakte im vorlie- 
genden Fall nicht auf spezifische Vertragsvorschrif- 
ten gestützt werden, insbesondere nicht auf die Vor- 
schriften über die gemeinsame Handelspolitik. 


Einleitung 

2. Gelangen Waren aus dem Ausland in das Ho- 
heitsgebiet eines Mitgliedstaates, so müssen sie 
zwingend auf den Kais der Häfen gelagert oder in 
Lagerräume oder an bestimmte Stellen, zum Beispiel 
Verzollungszonen verbracht werden. Dort können 
sie im allgemeinen nur kurze Zeit und unter Zoll- 
aufsicht verbleiben, bevor sie einer bestimmten 
Zollbehandlung zugeführt werden. 

3. Obwohl die in den Mitgliedstaaten geltenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die die Bedin- 
gungen für diese Erfassung des Zollguts und seine 
Verwahrung festsetzen, zahlreiche Gemeinsamkeiten 
aufweisen, ergeben sich doch gewisse Unterschiede. 
Die Bedeutung der Formalitäten, die für die Über- 
wachung der aus dem Ausland kommenden Waren 
bestehen und deren Einführung vom Beförderer oder 
allgemeiner vom Einführer gefordert wird, unter- 
scheidet sich wesentlich in den einzelnen Mitglied- 
staaten. Dies gilt ebenso von dem Zeitraum zwi- 


schen dem Verbringen einer Ware in das Zollgebiet 
bis zu dem Zeitpunkt, in dem diese Ware einer be- 
stimmten Zollbehandlung zugeführt wird. 

4. Diese Unterschiede haben häufig ihre Ursache 
in der geographischen Lage, in der Wirtschaft oder 
im Handel bestimmter Mitgliedstaaten; nichtsdesto- 
weniger bleibt die Tatsache bestehen, daß vor allem 
vom 1. Juli 1968 an Verkehrsverlagerungen auftre- 
ten können, wenn die Erleichterungen, die den Be- 
förderern oder Importeuren gewährt werden, davon 
abhängen, an weichem Grenzübergang das Zollgut 
in das Zollgebiet der Gemeinschaft verbracht wird. 
Ferner würden sich daraus zweifellos Verlagerun- 
gen der Zolleinnahmen ergeben. 

Die ordnungsgemäße Verwirklichung der Zollunion, 
die eines der Ziele der Gemeinschaft ist, könnte so- 
mit, wie auch der Ministerrat am 11. Mai 1966 fest- 
stellte, unmittelbar gefährdet werden. 

5. Die Notwendigkeit der Annäherung im vorlie- 
genden Fall ergibt sich aus den vorstehenden Er- 
wägungen. Unter diesen Umständen und mit Rück- 
sicht auf die Tatsache, daß einige der nationalen 
Vorschriften, die durch den vorliegenden Vorschlag 
einer Richtlinie betroffen werden, sich unmittelbar 
auf die Errichtung und das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes auswirken, ist die Kommission 
der Ansicht, daß in diesem Falle nur Artikel 100 des 
Vertrages als Rechtsgrundlage in Betracht kommt. 
Bei Anwendung dieses Artikels sind das Europäische 
Parlament und der Wirtschafts- und Sozialausschuß- 
zu hören. 

6. Der vorliegende Richtlinienvorschlag, dessen Be- 
stimmungen im folgenden analysiert werden, geht 
von diesen Überlegungen aus; er behandelt nachein- 
ander die Bedingungen, die von den Mitgliedstaaten 
zum einen nach dem Verbringen von Waren in das 
Zollgebiet der Gemeinschaft zu beachten sind (Titel I 
— • Erfassung von Zollgut) sowie zum anderen die 
Bedingungen, die dann gelten, wenn diese Waren 
vorübergehend verwahrt werden, bis sie einer be- 
stimmten Zollbehandlung zugeführt werden (Titel II 
— - Vorübergehende Verwahrung). 

7. Waren, die Gegenstand der Verträge über die 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl und 
der Europäischen Atomgemeinschaft sind, unter- 
liegen ebenfalls den Vorschriften dieser Richtlinie. 
Diese beiden Verträge enthalten weder ausdrücklich 
noch stillschweigend Vorschriften über die Annähe- 
rung des Zollrechts. Diese Annäherung bedeutet 
keine Änderung im Verhältnis zum EGKS-Vertrag, 
der die Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten in dieser 
Sache nicht einschränkt, und sie ändert auch nicht 
die Bestimmungen des EURATOM-Vertrages ab. 
Man kann daher nach Artikel 232 des EWG-Ver- 
trages den Schluß ziehen, daß die Vorschriften, die 
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aufgrund dieses Vertrages beschlossen werden, 
auch für die in Rede stehenden Waren gelten. 

I. Anwendungsbereich (Artikel 1) 

8. Artikel 1 übernimmt in diesem Punkt die in den 
Mitgliedstaaten geltenden Vorschriften und be- 
stimmt, daß die Richtlinie auf alle Waren Anwen- 
dung findet, die in das Zollgebiet verbracht werden. 
Absatz 2 enthält eine Begriffsbestimmung der Zoll- 
behandlung der Verwahrung. Mit Rücksicht auf die 
unterschiedlichen rechtlichen Benennungen in den 
Mitgliedstaaten, ist dieser Richtlinie als Anhang 
eine Aufzählung der in Betracht kommenden Zoll- 
behandlungen beigefügt. Natürlich kann von nun an 
die Einrichtung einer neuen Zollbehandlung der Ver- 
wahrung nur unter Beachtung der Regeln dieser 
Richtlinie stattfinden. 


II. Titel I — Erfassung des Zollguts 

9. Die Bestimmungen dieses Titels bestimmen, 
daß die in das Zollgebiet verbrachten Waren un- 
mittelbar der zollamtlichen Überwachung unterwor- 
fen sind; sie legen ferner die Bedingungen dieser 
Überwachung fest. 

10. Die in diesem Titel festgelegten Grundsätze 
verpflichten die Mitgliedstaaten zunächst, alle ge- 
eigneten Maßnahmen zu treffen, damit der Beför- 
derer die von den zuständigen inländischen Behör- 
den bezeichneten Zollstraßen benutzt, um das Zoll- 
gut entweder der Zollstelle oder einem anderen 
von den gleichen Behörden bezeichneten und zoll- 
amtlich überwachten Ort zuzuführen (Artikel 2 Ab- 
satz 2). Diese beiden Möglichkeiten rechtfertigen sich 
aus der Tatsache, daß zur Anpassung der Verwal- 
tungsverfahren an die neue Entwicklung des Han- 
dels in immer stärkerem Maße Sonderverfahren vor- 
gesehen werden, mit denen vor allem der Versand 
ohne Umladung bis zu den Lagern der Empfänger, 
wo die Waren unmittelbar verzollt werden, erleich- 
tert werden soll. Andererseits sind diese Bestimmun- 
gen als erfüllt auch in dem Fall anzusehen, in dem 
eine Ware ohne Unterbrechung auf einem der zoll- 
amtlichen Überwachung unterstehenden Weg beför- 
dert wird (z. B. Nord-Ostsee-Kanal). 

11. Der in Artikel 3 und 4 entwickelte Grundsatz 
soll zur Harmonisierung der Bedingungen dienen, 
unter denen Ware, die in das Zollgebiet verbracht 
werden, ohne einer Zollbehandlung zugeführt zu 
werden, von den Zollbehörden übernommen werden. 
Die Zollgesetze der einzelnen Mitgliedstaaten ent- 
halten schon diesbezügliche Vorschriften; doch 
schwanken in den einzelnen Mitgliedstaaten die 
Fristen für die Erfassung des Zollguts; auch ist der 
Inhalt der bei dieser Gelegenheit abzugebenden Zoll- 
anmeldung nicht immer gleich. Die Richtlinie be- 
stimmt in Artikel 3, welche Mindestangaben die 
allgemeine Zollanmeldung die bei der für das Zoll- 
gut verantwortlichen Person zu hinterlegen ist, ent- 
halten muß. 

Im Interesse einer schnellen Beförderung wurde der 
Grundsatz aufgestellt, daß die Mitgliedstaaten als 


allgemeine Zollanmeldung auch ein Handels- oder 
Verwaltungsdokument anerkennen können, das die 
erforderlichen Angaben enthüllt (z. B. Frachtbrief, 
Frachtmanifest, Konnossement). 

12. Da schließlich gewährleistet sein muß, daß die 
Zollstellen sich binnen kürzester Zeit und unter den 
besten Bedingungen mit dem Zollgut befassen kön- 
nen, wird jeder Mitgliedstaat verlangen müssen, 
daß diese Zollanmeldung spätestens 24 Stunden 
nach Ankunft des Zollguts abgegeben wird; das 
Zollgut kann nur mit Bewilligung der Zollbehörde 
und nur an einem von ihr beaufsichtigten Ort ent- 
laden werden. 

13. Andererseits wird ausdrücklich bestimmt (Ar- 
tikel 3 Absatz 3), daß die Mitgliedstaaten in ganz 
bestimmten Fällen auf die Abgabe der allgemeinen 
Zollanmeldung verzichten können (bei Waren, die im 
Grenz- oder Reiseverkehr eingeführt werden). 

III. Titel II — Vorübergehende Verwahrung 

14. Nachdem das Zollgut unter den vorgenannten 
Bedingungen erfaßt worden ist, kann es, wie schon 
in der Einleitung gesagt wurde, gewisse Zeit im 
Zollgebiet verbleiben, bevor es einer Zollbehand- 
lung zugeführt wird. 

Um den Einführern in allen Mitgliedstaaten die 
gleichen Erleichterungen gewähren zu können, muß- 
ten die diesbezüglichen, je Mitgliedstaat unterschied- 
lichen Bestimmungen, harmonisiert werden. Zu die- 
sem Zwecke sind von den Mitgliedstaaten folgende 
Grundsätze zu beachten: 

1. Das Zollgut kann unter zollamtlicher Überwa- 
chung an von den zuständigen Behörden bezeich- 
neten öffentlichen oder privaten Orten verblei- 
ben. Es kann dort nur eine Behandlung vorge- 
nommen werden, die zur Erhaltung seiner ur- 
sprünglichen Beschaffenheit dient (Artikel 5). 

2. Die derart verwahrten Waren können innerhalb 
einer von den zuständigen Behörden gesetzten 
Frist einer Zollbehandlung zugeführt oder wie- 
der ausgeführt werden: diese Frist beträgt höch- 
stens 10 Wochen, wenn die Waren auf dem See- 
wege und 15 Tage, wenn sie auf einem anderen 
Wege eingeführt worden sind (Artikel 6, 7 
und 8). 

Letztere Bestimmung geht von der Überlegung 
aus, daß Häfen Umverteilungszentren sind und 
eine ziemlich lange Zeit verstreichen kann, bevor 
das gelöschte Zollgut einer genauen Bestimmung 
zugeführt werden kann. Unter Heranziehung der 
diesbezüglichen in den Niederlanden geltenden 
Vorschriften wurde festgestellt, daß eine 10- 
wöchige Frist ausreicht, um die auf dem Seewege 
eingeführten Waren einer Zollbehandlung zuzu- 
führen oder sie wieder auszuführen. Diese Frist 
könnte außerdem bei gleichen Bedingungen zu 
einer Belebung der Tätigkeit in den Häfen der 
Gemeinschaft führen. 

Andererseits wurde es nicht für angebracht ge- 
halten, für Waren, die nicht auf dem Seewege 
eingeführt werden, eine Frist von mehr als 2 
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Wochen vorzusehen, da sie notfalls leichter und 
ohne Schwierigkeiten für die Beförderer in ein 
Zollager verbracht werden können, wo sie län- 
gere Zeit verbleiben können. Eine Verlängerung 
dieser Frist ist indessen dann zuzulassen, wenn 
dies durch die Notwendigkeit bedingt ist, die 
genaue Zusammensetzung der Ware festzustel- 
len. 

3. Wenn das Zollgut nach Ablauf der Frist keiner 
Zollbehandlung zugeführt oder nicht wieder aus- 
geführt wurde, haben die zuständigen inländi- 
schen Behörden alle erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, um die Waren sobald wie möglich und 
gegebenenfalls von Amts wegen einer Zollbe- 
handlung zuzuführen (Artikel 9). 

Schlußfolgerung 

15. Nach Ansicht der Kommission lassen sich mit 
den vorgeschlagenen Vorschriften, die von den ge- 


nannten Grundsätzen ausgehen und den Anforde- 
rungen des internationalen Handels entsprechend 
ausgearbeitet wurden, die für den Außenhandel ge- 
eignetsten Maßnahmen durchführen, ohne daß damit 
die tatsächlichen Erfordernisse der Gemeinschaft 
in diesem Sonderbereich hintenangestellt werden. 

So gesehen, sollte es diese Richtlinie ermöglichen, 
daß an der gesamten gemeinsamen Grenze, insbe- 
sondere an den wichtigsten Grenzübergängen, eine 
einheitliche Zollkontrolle durchgeführt wird, wobei 
die schon verwirklichten oder künftigen technischen 
Fortschritte bei den Beförderungsarten berücksich- 
tigt und die Blockierung der Beförderungsmittel ver- 
hindert wird. 

Die Kommission ist überzeugt, daß sich aus der Ra- 
tionalisierung derartiger Verfahren echte Vorteile 
für die Gemeinschaft ergeben, ohne daß dadurch die 
Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs in Frage 
gestellt wird. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rats 
zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs vor Schriften 

für Zollagerverfahren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf seinen Artikel 100, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, 

in Erwägung folgender Gründe: 

Die Grundlage der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft ist eine Zollunion, deren Errichtung im 
wesentlichen im Titel I Kapitel 1 des Vertrages 
geregelt ist. 

Dieses Kapitel des Vertrages enthält zusammen- 
hängende und genaue Vorschriften, insbesondere 
über die Abschaffung der Zölle unter den Mitglied- 
staaten, die Aufstellung und schrittweise Einführung 
des Gemeinsamen Zolltarifs sowie die Änderungen 
und Aussetzungen seiner Zölle; wenn auch in 
Artikel 27 dieses Kapitels bestimmt ist, daß die 
Mitgliedstaaten vor Ende der ersten Stufe, soweit 
erforderlich, eine Angleichung ihrer Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet des Zoll- 
wesens vornehmen, so wird in diesem Kapitel den 
Institutionen der Gemeinschaft jedoch keine Er- 
mächtigung erteilt, in dieser Sache zwingende Be- 
stimmungen vorzuschreiben; eine gründliche Prüfung 
mit den Mitgliedstaaten hat jedoch ergeben, daß 
für bestimmte Sachgebiete durch zwingende Ge- 
meinschaftsakte Maßnahmen getroffen werden 
müssen, die zu einem Zollrecht führen, das die ein- 
heitliche Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs 
gewährleistet. 

In sämtlichen Mitgliedstaaten gibt es Zollager. 
Die wichtigste Folge der Abfertigung von Waren 
zur Zollagerung besteht darin, daß für diese Waren 
Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöpfun- 
gen nicht erhoben werden. 

Das Fortbestehen der Unterschiede in den Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
auf dem Gebiet der Zollagerverfahren würde Ver- 
lagerungen des Verkehrs und der Zolleinnahmen 
bewirken. 


Dies gilt insbesondere für die Unterschiede, die 
die folgenden Bestimmungen betreffen: 

— die rechtlichen Auswirkungen . der Zollager- 
verfahren, 

— die zum Zollagerverkehr zugelassenen Waren, 

— die Voraussetzungen für die Einrichtung von 
Zollagern, 

— die Verpflichtungen der Benutzer, 

— die Möglichkeit, während der Lagerung Waren 
zu veräußern und zu behandeln, 

— die Lagerdauer, 

— die Zollbehandlung von Waren, die aus dem 
Zollager in den freien Verkehr übergeführt 
werden. 

Diese Vorschriften wirken sich unmittelbar auf 
die Errichtung und das Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes aus. 

Abgesehen von den Fällen, in denen wegen der 
Beschaffenheit der Lagereinrichtung oder der Waren 
eine andere Regelung getroffen werden kann, 
müssen Waren aller Art, ungeachtet ihrer Menge, 
ihres Ursprungs- oder Bestimmungslandes zum Zoll- 
lagerverkehr zugelassen werden. 

Die wesentliche Aufgabe des Zollagerverfahrens 
besteht darin, die Möglichkeit zur Lagerung zu 
gewährleisten. Die Lagerbehandlungen sind daher 
nur insoweit zulässig, als sie dem Schutz der Ware 
oder der Verbesserung ihrer Aufmachung oder 
Handelsgüte dienen; werden Waren während der 
Lagerung in anderer Weise behandelt, so gelten für 
sie nicht mehr die Regeln des Zollagerverfahrens; 
die Bestimmungen dieser Richtlinie finden ebenfalls 
keine Anwendung mehr. 

Die mit dieser Richtlinie vorgesehene Angleichung 
der einzelstaatlichen Bestimmungen steht dem 
Weiterbestehen unterschiedlicher Arten von Zoll- 
lagern insoweit nicht entgegen, als diese Unter- 
schiede das reibungslose Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes nicht beeinträchtigen; sollte dieser 
Fall dennoch eintreten, so müßte die Lage erneut 
mit dem Ziel geprüft werden, für alle Mitglied- 
staaten gemeinsame Arten von Zollagern zu 
schaffen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Die in den Mitgliedstaaton für Zollagerverfahren 
geltenden zollrechtlichen Bestimmungen müssen den 
in dieser Richtlinie festgelegten Regeln entsprechen. 
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2. Zollager im Sinne des Absatzes 1 sind die im 
Anhang zu dieser Richtlinie aufgeführten Zollager 
sowie solche Zollager, die nach dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Richtlinie geschaffen werden. 
Der Anhang ist Bestandteil dieser Richtlinie. 

Artikel 2 

1. Das Zollagerverfahren bewirkt, daß für die 
Dauer der Lagerung die Zölle, Abgaben gleicher 
Wirkung und Abschöpfungen nicht erhoben werden. 

2. Die Waren müssen nach Lagerung endgültig in 
den freien Verkehr oder in einen anderen Zoll- 
verkehr übergeführt oder ausgeführt werden 
können. 

Artikel 3 

1. Vorbehaltlich des Absatzes 2 werden zur Zoll- 
lagerung alle Waren unabhängig von ihrer Menge 
und von ihrem Ursprungs-, Herkunfts- oder Be- 
stimmungsland zugelassen. 

2. Absatz 1 steht Verboten oder Beschränkungen 
der Zollagerung insoweit nicht entgegen, als sie auf 
der Beschaffenheit der Lagereinrichtung oder der 
Ware beruhen. 

Artikel 4 

Die Einrichtung von Zollagern bedarf der Be- 
willigung durch die zuständigen einzelstaatlichen 
Behörden. Diese Behörden können die Bewilligung 
widerrufen oder aussetzen, wenn sie es für erforder- 
lich halten. 

Artikel 5 

1. Alle Waren müssen vor ihrem Verbringen in 
ein Zollager der zuständigen Zollstelle desjenigen 
Mitgliedstaates gestellt werden, auf dessen Gebiet 
sich das Lager befindet. 

Die einzelstaatlichen Zollverwaltungen können 
jedoch unter von ihnen festgelegten Voraussetzun- 
gen die Waren von der Gestellung befreien, soweit 
die zollamtliche Überwachung gewährleistet ist. 

2. Für Waren, die in einem Zollager eingelagert 
werden sollen, ist unter den von den einzelnen Mit- 
gliedstaaten bestimmten Voraussetzungen eine 
schriftliche Anmeldung abzugeben, die es ermög- 
licht, insbesondere die zollrechtliche Stellung der 
Waren im Hinblick auf die Artikel 9 und 10 des 
Vertrages festzustellen. 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um den Ein- 
lagerer oder den Lagerhalter zu verpflichten: 

a) die ihm für die Zollagerung gemachten Auflagen 
zu erfüllen und die Weisung der zuständigen 
Zollstelle zu befolgen, 


b) die Lagerwaren auf Verlangen darzulegen, 

c) alle Maßnahmen zur Überwachung oder Bestand- 
aufnahme der Waren zu dulden. 

2. Die einzelstaatlichen Zollverwaltungen ergreifen 
die erforderlichen Maßnahmen, um die Befolgung 
der auf Grund dieser Richtlinie erlassenen Bestim- 
mungen sicherzustellen. 

3. Die Mitgliedstaaten erlassen ferner die er- 
forderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
damit die Zollbehörden den Einlagerer oder Lager- 
halter verpflichten können: 

a) für Zwecke der Zollverwaltung besondere An- 
schreibungen über die Ware zu führen und 

b) der zuständigen Zollstelle alle Umstände mit- 
zuteilen, durch die die Beschaffenheit der ein- 
gelagerten Waren verändert werden könnte. 

Artikel 7 

Die in Zollagern eingelagerten Waren müssen 
entsprechend den in den einzelstaatlichen Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten dafür vorgesehenen 
Voraussetzungen und Verfahren übereignet werden 
können. 

Artikel 8 

1. Die Waren müssen bis zu fünf Jahren in Zoll- 
lagern eingelagert werden können. 

2. Die einzelstaatlichen Zollverwaltungen können 
jedoch die Lagerdauer verlängern oder verkürzen, 
soweit dies wegen der Beschaffenheit der Ware ge- 
rechtfertigt ist. Die einzelstaatlichen Zollverwaltun- 

I gen können diese Frist auch dann herabsetzen, wenn 
I die Zollagerung nicht einer ständigen zollamtlichen 
Überwachung unterliegt. 

Artikel 9 

1. Die in Zollagern gelagerten Waren können den 
üblichen Lagerbehandlungen unterzogen werden, 
die dem Schutz der Ware oder der Verbesserung 
ihrer Aufmachung oder Handelsgüte dienen. 

2. Spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten dieser 
Richtlinie stellt der Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission die gemeinsame Liste der in Absatz 1 ge- 
nannten, in Zollagern zulässigen Behandlungen auf. 

3. Waren, die Gegenstand anderer als der vor- 
stehend genannten Behandlungen sind, werden den 
auf Gemeinschaftsebene erlassenen Bestimmungen 
für den Veredelungsverkehr unterworfen. 

Artikel 10 

| 1. Werden in Zollagern eingelagerte Waren in den 
freien Verkehr übergeführt, so werden die bei der 
Einfuhr fälligen Zölle, Abgaben gleicher Wirkung 
und Abschöpfungen nach den im Zeitpunkt der Aus- 
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lagerung maßgebenden Sätzen oder Beträgen er- 
hoben, sowie nach der Beschaffenheit, der Menge 
und dem Zollwert, die zu diesem Zweck von den 
Zollstellen festgestellt oder zugelassen werden. 

2. Die Regeln über die Ermittlung des Zollwertes 
für Waren, die unmittelbar zum freien Verkauf ab- 
gefertigt werden, gelten für die in Absatz 1 genann- 
ten Waren, vorbehaltlich der folgenden Sonder- 
bestimmungen: 

— die Weiterverkaufspreise für Waren, die wäh- 
rend der Lagerung übereignet werden, sind nur 
zu berücksichtigen, wenn die Waren bei der Ein- 
lagerung noch nicht Gegenstand eines Kauf- 
geschäfts an eine im Zollgebiet der Gemeinschaft 
ansässige Person waren; 

— die Kosten der Lagerung und der Erhaltung der 
Ware während der Lagerung sind nicht zu be- 
rücksichtigen, wenn der Zollwert auf der Grund- 
lage einer Rechnung festgestellt wird, die bei 
der Einlagerung vorgelegt wurde und die aus 
einem Kaufgeschäft an eine im Zollgebiet der 
Gemeinschaft ansässige Person stammt; 

— die während der Lagerung festgestellten Preis- 
schwankungen sind nur zu brücksichtigen, wenn 
sie anomal sind und deshalb während der 
Lagerung die Toleranz bezüglich des Zeitpunkts 
des Kaufvertrages ausgesetzt wird, welche für 
die Anerkennung des gezahlten oder zu zahlen- 
den Preises als Zollwert für Waren vorgesehen 
ist, die unmittelbar zum freien Verkehr ab- 
gefertigt werden. 

Artikel 11 

1. Den Einlagerern muß Befreiung von Zöllen, Ab- 
gaben gleicher Wirkung und Abschöpfungen für jene 
Mengen gewährt werden können, die während der ! 
Lagerung auf Grund von zufälligen Ereignissen oder j 
höherer Gewalt oder aus Gründen, die sich aus der I 
Art der Ware selbst ergeben, untergegangen sind. I 


2. Waren, die während ihrer Lagerung in Zoll- 
lagern Schäden erlitten haben, müssen zerstört 
werden können, ohne daß dafür Zölle, Abgaben 
gleicher Wirkung oder Abschöpfungen erhoben 
werden. Die Zerstörung findet unter zollamtlicher 
Überwachung statt. 

3. Entstehen bei der Zerstörung Abfälle oder Über- 
reste, so werden sie bei ihrer Überführung in den 
freien Verkehr den Zöllen, Abgaben gleicher Wir- 
kung und Abschöpfungen unterworfen, die für sie 
gemäß den Voraussetzungen des Artikels 10 gelten. 

4. Wenn Waren unbefugt aus dem Lager entfernt 
worden sind, so werden Zölle, Abgaben gleicher 
Wirkung und Abschöpfungen für diese Waren nach 
dem Satz oder dem Betrag erhoben, der im Zeit- 
punkt des Entfernens gilt sowie nach den anderen 
in Artikel 10 vorgesehenen Bedingungen. Wenn der 
Zeitpunkt des Entfernens nicht feststellbar ist, ist 
der Zeitpunkt maßgebend, in dem die Zollstellen 
das Entfernen feststellen. 


Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um diese Richtlinien spätestens ab 
1. Juli 1968 durchführen zu können. 


Artikel 13 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission un- 
verzüglich den Wortlaut der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese 
Richtlinie fallenden Gebiet erlassen haben. 


Artikel 14 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Anlage zu Artikel 1 Absatz 2 


1. Bundesrepublik Deutschland 

— Öffentliche Zollgutlager (Zollniederlagen) 

— Private Zollgutlager 
— Zollaufschublager 

2. Königreich Belgien 

— Entrepöts douaniers publics Openbare entre- 
pöts 

— • Entrepöts douaniers particuliers 
Particuliere entrepöts 

— Entrepöts douaniers fictifs 
Fictieve entrepöts 

3. Französische Republik 

— Entrepöts douaniers publics y compris les 
entrepöts douaniers speciaux 

— ■ Entrepöts douaniers prives banaux et parti- 
culiers 

— Entrepöts douaniers industriels 

4. Italienische Republik 

— Magazzini doganali sotto diretta custodia 
della dogana 

— Magazzini doganali dati in affitto 
— Magazzini doganali di proprietä privata 
— Magazzini generali 
— Depositi franchi 

5. Großherzogtum Luxemburg 

— Entrepöts douaniers publics 
— Entrepöts douaniers particuliers 
— Entrepöts douaniers fictifs 

6. Königreich der Niederlande 

— • Particuliere entrepöts voor accijnsgoederen 
— Fictieve entrepöts 
— Fabrieksentrepots 
— Tijdelijke opslag 


— Zollgesetz vom 14. Juni 1961 Zweiter Teil Kapi- 
tel V 

— Allgemeine Zollordnung, §§ 88 bis 102 


— Loi du 4 mars 1846: Chapitre I ä VI et VIII 

— Reglement general du 7 juillet 1847 sur le 
Service des entrepöts 


Code des douanes: Titre V, Chapitre III, Sections 
I a VI et Chapitre IV 


— - Legge doganale del 25 settembre 1940, no 1424: 
Titolo V, Capo I et II 

— Regolamento per l'esecuzione della legge doga- 
nale: Titolo V 


Arrete Grand Ducal du 20 avril 1922 


Allgemene Wet inzake de douane en de accijnzen 
van 26 januari 1961: Hoofdstuk III 

Idem: Hoofdstuk I, artikel 8 
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Zusammenfassung 


Es gibt gegenwärtig in den Mitgliedstaaten öffent- 
liche oder private Zollager für die Einlagerung ein- 
geführter Waren. Während der Lagerung gelten 
diese Waren als außerhalb des Zollgebietes befind- 
lich und können also in der Folge entweder wieder 
ausgeführt, in den freien Verkehr übergeführt oder 
zu einem anderen Zollverkehr abgefertigt werden. 
Die Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und Ab- 
schöpfungen werden somit erst bei der Überführung 
der Waren in den freien Verkehr erhoben. 

Die Vorschriften für die Abwicklung des Zollager- 
verfahrens wurden von den Behörden der einzelnen 
Mitgliedstaaten erlassen und sind gegenwärtig 
unterschiedlich. Infolge dieser Unterschiede inner- 
halb der Gemeinschaft besteht die Gefahr, daß Per- 
sonen, die ein Zollagerverfahren in Anspruch neh- 
men wollen, ihre Waren in diejenigen Mitgliedstaa- 
ten lenken, deren Verfahren das liberalste ist. 

Auf Grund der Entschließung des Ministerrats vom 
11. Mai 1966 und zur Vermeidung von Verlagerun- 
gen des Verkehrs und der Zolleinnahmen, die durch 
Aufrechterhaltung dieser Lage entstehen würden, ist 
die Kommission auch im Hinblick auf ihr Aktions- 
programm sowie mit Rücksicht auf die Tatsache, daß 
einige der nationalen Vorschriften, die durch den 
vorliegenden Richtlinienvorschlag betroffen werden, 
sich unmittelbar auf die Errichtung und das Funktio- 
nieren des Gemeinsamen Marktes auswirken, der 
Auffassung, daß in diesem Falle nur Artikel 100 des 
Vertrages als Rechtsgrundlage in Betracht kommt. 
Bei Anwendung dieses Artikels sind das Europäische 


Parlament und der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
zu hören. 

Mit der vorliegenden Richtlinie werden deshalb die 
Bestimmungen festgelegt, die in den Rechtsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet enthalten 
sein müssen. Diese Bestimmungen erstrecken sich 
nach Abgrenzung des Anwendungsbereichs der 
Richtlinie in erster Linie auf die Auswirkungen des 
Zollagerverfahrens, die Voraussetzungen, unter 
denen diese Einrichtungen geschaffen werden kön- 
nen und auf die Verpflichtungen der Einlagerer und 
Lagerhalter. Sie legen ferner die Grundsätze fest, 
nach denen jede eingeführte Ware höchstens fünf 
Jahre gelagert werden und im Zollager übereignet 
werden kann, bevor sie in ein anderes Zollverfahren 
übergeht oder wieder ausgeführt wird. 

Die Bestimmungen der Richtlinie verpflichten die 
Mitgliedstaaten, die Abgabenschuld für die Waren, 
die nach der Lagerung in den freien Verkehr über- 
gehen, nach gemeinsamen Vorschriften zu ermitteln 
und die Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und Ab- 
schöpfungen anzuwenden, die bei der Auslagerung 
der Waren gelten. Auf diese Weise ist die einheit- 
liche Anwendung des gemeinsamen Zolltarifs auf 
die nach Lagerung in den freien Verkehr überge- 
gangenen Waren gewährleistet. 

Die Bestimmungen dieser Richtlinie lassen die wirt- 
schaftlich unerläßlichen und in den Mitgliedstaaten 
gegenwärtig gebotenen Möglichkeiten der Zoll- 
lagerung unberührt. Es ist vorgesehen, daß die Be- 
stimmungen dieser Richtlinie spätestens ab 1. Juli 
1968 anzuwenden sind. 
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Begründung 


Vorbemerkung 

1. Die Einführung der Zollunion als Grundlage der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird im we- 
sentlichen in dem einschlägigen Kapitel des Ver- 
trages behandelt. Dieses Kapitel enthält genaue 
Vorschriften über die Abschaffung der innergemein- 
schaftlichen Zölle, die schrittweise Einführung des 
Gemeinsamen Zolltarifs, wie die Änderungen und 
Aussetzungen seiner Zölle. Demgegenüber ist in 
Artikel 27 des Vertrages hinsichtlich der nationalen 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften nur ihre An- 
gleichung in dem Maße vorgesehen, soweit sie er- 
forderlich ist; diese Angleichung ist von den Mit- 
gliedstaaten vor dem Ende der ersten Stufe vorzu- 
nehmen. Eine Ermächtigung, zwingende Bestimmun- 
gen vorzuschreiben, wird den Institutionen der Ge- 
meinschaft durch diesen Artikel nicht übertragen. 

Aufgrund der Arbeiten, die in dieser Sache unter 
Beteiligung der Mitgliedstaaten durchgeführt wor- 
den sind, hat die Kommission indessen festgestellt, 
daß es notwendig ist, die einheitliche Anwendung 
des Gemeinsamen Zolltarifs zu gewährleisten. Dazu 
bedarf es für bestimmte Sachgebiete zwingender 
Gemeinschaftsakte, welche die notwendigen Maß- 
nahmen für die Einführung eines Zollrechts bestim- 
men, das die erwähnte Einheitlichkeit garantieren 
soll. Da es sich um die Einführung eines Grund- 
elements der Zollunion handelt und den Institutio- 
nen der Gemeinschaft in dem einschlägigen Kapitel 
des Vertrages keine solchen Befugnisse übertragen 
worden sind, können die Gemeinschaftsakte im vor- 
liegenden Fall nicht auf spezifische Vertragsvor- 
schriften gestützt werden, insbesondere nicht auf die 
Vorschriften über die gemeinsame Handelspolitik. 

2. Gelangen Waren aus dem Ausland in das Zoll- 
gebiet eines Mitgliedstaat.es, so sind sie in den 
Bereich eines Amtsplatzes (Häfen, Lager, Verzol- 
lungszonen) zu verbringen. Dort könnten sie im all- 
gemeinen nur kurze Zeit unter zollamtlicher Über- 
wachung verbleiben, bevor sie zu einem bestimmten 
Zollverkehr abgefertigt werden. Es erwies sich als 
notwendig, einen dieser Zollverkehre, den Zollager- 
verkehr in allen Mitgliedstaaten deswegen zu schaf- 
fen, um Makler- und Wiederverkaufsgeschäfte zu 
erleichtern und die Zollagerungen aus dem Ausland 
stammender Waren zu ermöglichen. Werden Waren 
zum Zollagerverkehr abgefertigt, so werden die bei 
der unmittelbaren Abfertigung zum freien Verkehr 
geltenden zoll-, Steuer- und wirtschaftsrechtlichen 
Maßnahmen nicht angewendet. 

3. Die Zollager können in zwei Gruppen eingeteilt 
werden: 

— in öffentliche Zollager, in die grundsätzlich jeder 
Waren einlagern kann. Diese Zollager werden im 
allgemeinen dann eingerichtet, wenn ein öffent- 


liches Interesse daran besteht. Entweder werden 
sie von der Zollverwaltung selbst verwaltet oder 
ihre Verwaltung wird von den einzelstaatlichen 
Behörden auf gesetzlich bestimmte juristische 
Personen übertragen, 

zu dieser Gruppe gehören die „öffentlichen Zoll- 
gutlager" in Deutschland, die „entrepots doua- 
nier publics" in Belgien, Frankreich und Luxem- 
burg, die „magazzini sotto diretta custodia della 
degana", die „magazzini generali", soweit sie als 
Zollager verwendet werden und die „depositi 
franchi", in Italien; 

— in private Zollager; in diese Lager können grund- 
sätzlich nur Waren eingelagert werden, die einer 
natürlichen oder juristischen Person gehören, der 
die Zollverwaltung die Einrichtung eines Lagers 
bewilligt hat. Private Zollager werden in be- 
stimmten Fällen auch Personen bewilligt, die 
haupt- oder nebenberuflich die Lagerung von 
Waren für andere übernehmen. So werden z. B. 
Zollagenten, See-, Binnenschiffahrts- und und 
Luftverkehrsgesellschaften sowie Einfuhr- und 
Ausfuhrfirmen private Zollager bewilligt. 

4. Die Bezeichnungen der Zollager, die unter die 
letzte Gruppe fallen, sind je nach ihrem Aufgaben- 
gebiet verschieden. So sprechen die Rechtsvorschrif- 
ten in einem Mitgliedstaat von „privaten Zollgut- 
lagern" (Deutschland), in anderen von „entrepots 
particuliers" und „entrepots fictifs" (Belgien, Luxem- 
burg und Niederlande), von „entrepots prive ba- 
naux" und „entrepots prives particuliers" (Frank- 
reich), von „magazzini dati in affitto" und „magaz- 
zini di proprietä privata" (Italien), von „tijdelijke 
opslag" (Niederlande). 

5. Zur Gruppe der privaten Zollgutlager gehören 
außerdem die „entrepots industriels", die in den 
französischen und niederländischen Rechtsvor- 
schriften vorgesehen sind. Sie werden hauptsächlich 
den für die Ausfuhr tätigen Gewerbetreibenden be- 
willigt. Ferner gehören hierhin auch die sogenann- 
ten „entrepots speciaux" für Waren, deren Lagerung 
besondere technische Einrichtungen erfordert, die 
„entrepots d'avitaillement" für die Lagerung von 
Erzeugnissen, die von Schiffen oder Luftfahrzeugen 
als Bordvorräte übernommen werden sollen, die 
„entrepots petroliers" und in Frankreich, die „usines 
exercees". 

6. Die Rechtswirkung der Einlagerung von Waren 
in der Gemeinschaft besteht darin, daß Zölle und 
Abgaben gleicher Wirkung sowie Abschöpfungen 
nicht erhoben werden. In diesem Sinne könnte das 
Fehlen gemeinschaftlicher Zollagervorschriften den 
Eindruck entstehen lassen, das Zollagerrecht dürfe 
von den Mitgliedstaaten beliebig geändert werden 
und könnte damit zu Ergebnissen führen, die im 


15 



Drucksache V/2375 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Widerspruch stehen zu den Bestimmungen des Ver- 
trages, die die Verwirklichung der Zollunion zum 
Ziel haben. 

7. Außerdem sind die für das Zollagerrecht in den 
einzelnen Mitgliedstaaten geltenden Bestimmungen 
gegenwärtig noch verschieden. Dies gilt insbeson- 
dere für die Zollförmlichkeiten bei der Einlagerung, 
für den Umfang der zulässigen Lagerbehandlungen, 
für die Lagerdauer und schließlich auch für die Be- 
dingungen, die für die zollrechtlichen Maßnahmen 
gelten, wenn eingelagerte Waren in den freien 
Verkehr übergeführt werden. Diese Unterschiede 
könnten in der Gemeinschaft dazu führen, daß Wa- 
ren, die eingelagert werden sollen, in die Länder 
mit dem liberalsten Zollagerverfahren gelenkt wer- 
den. 

8. Die Notwendigkeit der Annäherung im vorlie- 
genden Fall ergibt sich aus den vorstehenden Erwä- 
gungen. Unter diesen Umständen und mit Rücksicht 
auf die Tatsache, daß einige der nationalen Vor- 
schriften, die durch den vorliegenden Vorschlag 
einer Richtlinie betroffen werden, sich unmittelbar 
auf die Errichtung und das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes auswirken, ist die Kommission 
der Ansicht, daß in diesem Falle nur Artikel 100 
des Vertrages als Rechtsgrundlage in Betracht 
kommt. Bei Anwendung dieses Artikels sind das 
Europäische Parlament und der Wirtschafts- und 
Sozialausschuß zu hören. 

9. Diese Harmonisierung entspricht ferner 

a) dem Memorandum über das Aktionsprogramm 
der Geminschaft, das die Kommission dem Rat 
im Jahre 1962 vorgelegt und worin sie betont 
hat, die Einrichtung und Funktionsfähigkeit der 
Zollunion erfordere, ein Zollrecht zu schaffen 1 ); 

b) der Mitteilung vom 31. Juli 1963 an den Rat 2 ), 
worin die Kommission ein ausführliches Aktions- 
programm für das Gebiet des gemeinschaftlichen 
Zollrechts dargelegt und die unbestreitbare Tat- 
sache hervorgehoben hat, daß eine Zollunion 
nur auf der Grundlage einer Gesamtheit koordi- 
nierter gemeinsamer Vorschriften errichtet wer- 
den könne; 

c) den Vorschlägen der Kommission aus dem Jahre 
1964 (Initiative 1964), worin erklärt wurde, auf 
dem Gebiet des Zollrechts und insbesondere des 
Zollagerrechts seien möglichst schnell Vorschläge 
zu unterbreiten, so daß die Gemeinschaft über 
die notwendigen zollrechtlichen Mittel zur ord- 
nungsgemäßen Anwendung des Gemeinsamen 
Zolltarifs und zur Verwirklichung der gemein- 
samen Handelspolitik verfügt; 

d) der Entschließung des Rats vom 11. Mai 1966; 
darin haben sich die Mitgliedstaaten bereit er- 
klärt, bis zum 1. Juli 1968, den Zeitpunkt der 
Beseitigung der Binnenzölle und der Einführung 
des Gemeinsamen Zolltarifs, harmonisierte Vor- 


9 Siehe „Memorandum über das Aktionsprogramm der 
Gemeinschaft für die zweite Stufe", Seite 15, Ziffer 12. 
-) Siehe Dokument III/KOM(63) 261. 


Schriften, soweit sich dies als erforderlich er- 
weist, in Kraft zu setzen, um auf diese Weise 
keinen Anreiz für Verlagerungen des Waren- 
verkehrs oder der Zolleinnahmen zu geben. 

10. Das ist der Zweck dieser Richtlinie, deren Be- 
stimmungen im folgenden untersucht werden. Die 
Richtlinie behandelt die Punkte: 

— Anwendungsbereich des Zollagerverfahrens, 

— Rechtswirkungen des Zollagerverfahrens, 

— Voraussetzungen für das Funktionieren des Zoll- 
lagerverfahrens und insbesondere Zollbehand- 
lung der nach der Lagerung in den freien Ver- 
kehr übergeführten Waren. 

11. Waren, die Gegenstand der Verträge über die 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl und 
der Europäischen Atomgemeinschaft sind, unterlie- 
gen ebenfalls den Vorschriften der Richtlinie. Diese 
beiden Verträge enthalten weder ausdrücklich noch 
stillschweigend Vorschriften über die Annäherung 
des Zollrechts. Diese Annäherung bedeutet keine 
Änderung im Verhältnis zum EGKS-Vertrag, der die 
Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten in dieser Sache 
nicht einschränkt, und sie ändert auch nicht die 
Bestimmungen des EURATOM-Vertrages ab. Man 
kann daher nach Artikel 232 des EWG-Vertrages 
den Schluß ziehen, daß die Vorschriften, die auf- 
grund dieses Vertrages beschlossen werden, auch 
für die in Rede stehenden Waren gelten. 


Artikel 1 — Anwendungsbereich 

12. Nachdem die Kommission die einschlägigen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der einzelnen 
Mitgliiedstaaten auf diesem Gebiet geprüft hat, 
schlägt sie mit dieser Richtlinie gemäß Artikel 100 
des Vertrages Maßnahmen zur Angleichung dieser 
Vorschriften vor. Sie vertritt dabei die Ansicht, es 
bestehe kein Anlaß zu einer Änderung der Grund- 
struktur der einen oder anderen Art von Zollagern. 
Die Kommission ist überzeugt, daß die verschiede- 
nen Arten von Zollagern nebeneinander bestehen 
können, soweit sich diese Unterschiede nicht als 
Störungsfaktor für den Gemeinsamen Markt erwei- 
sen. Artikel 1 der vorgeschlagenen Fassung gibt 
einen Überblick über den Zweck der Richtlinie (Ab- 
satz 1). Absatz 2 grenzt ihren Anwendungsbereich 
ab und bestimmt, daß als Zollager im Sinne dieser 
Richtlinie sowohl die Zollager anzusehen sind, die 
bereits auf Grund nationaler Zollrechtsbestimmun- 
gen bestehen und die in der als Anhang beigefügten 
Liste aufgeführt sind, als auch die Zollager, die nach 
Inkrafttreten dieser Richtlinie von den Mitgliedstaa- 
ten eingerichtet werden. 

Es erscheint angebracht, darauf hinzuweisen, daß 
die belgischen und luxemburgischen „entrepöts 
francs" und das sogenannte niederländische öffentli- 
che Zollager („publieke entrepöts") nicht unter diese 
Richtlinie fallen, sondern als Zollverkehre angese- 
hen werden, die den künftigen gemeinschaftlichen 
Vorschriften bezüglich der Freizonen entsprechen 
müsen. 
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Artikel 2 — Rechtswirkungen 

des Zollagerverfahrens 

13. Die Kommission ging bei dieser Bestimmung 
von dem Grundsatz aus, daß die vorgeschlagene 
Harmonisierung in den Rahmen der Zollunion ge- 
höre und hauptsächlich die Bestimmungen über die 
zollrechtlichen Aspekte der entsprechenden Zolla- 
gerverkehre betreffen müsse. Sie ist daher der Auf- 
fassung, daß die das Steuerrecht berührenden Fragen, 
die die Umsatzsteuer, die Verbrauchsteuern und 
die übrigen indirekten Steuern betreffen, aus- 
zuklammern sind. Demnach müssen die Mitglied- 
staaten zwar im Hinblick auf die Zollschuld im 
eigentlichen Sinne zu den gleichen Ergebnissen ge- 
langen. Sie können aber insbesondere bei der Er- 
mittlung der Steuerschuld ihre innerstaatlichen Vor- 
schriften und Zahlungsbedingungen anwenden, so- 
lange keine einschlägigen Gemeinschaftsvorschriften 
vorhanden sind. 

Die Tatsache, daß sich die Wirkung dieser allgemei- 
nen Vorschrift nur auf die Nichterhebung der Zölle 
erstreckt, ist somit nicht als Lücke in dieser Richt- 
linie anzusehen. 

14. Diesem Grundsatz trägt Artikel 2 Rechnung, 
der die Rechtswirkungen des Zollagerverfahrens auf 
Gemeinschaftsebene betrifft. 

In dieser Bestimmung wird festgelegt, daß die Ab- 
fertigung von Waren zum Zollagerverfahren fol- 
gende Rechtswirkungen hat: 

a) während der Dauer der Lagerung werden Zölle, 
Abgaben gleicher Wirkung und Abschöpfungen 
auf die eingelagerten Waren nicht erhoben (Ab- 
satz 1); 

b) diese Waren können nach ihrer Auslagerung 
jede zollrechtliche Bestimmung erhalten (Ab- 
satz 2). 


Artikel 3 — Zur Zollagerung zugelassene Waren 

15. Um jede Verkehrsverlagerung innerhalb der 
Gemeinschaft zu vermeiden, ist eine allgemeine 
Vorschrift erforderlich, die bestimmt, daß alle Wa- 
ren ohne Rücksicht auf Art, Menge, Ursprungs-, 
Herkunfts- oder Bestimmungsland eingelagert wer- 
den können. Demnach dürfen nicht nur Drittlands- 
waren, sondern — wenn ein Mitgliedstaat dies ent- 
sprechend regelt — auch Gemeinschaftserzeugnisse 
eingelagert werden, die sich somit auf einer Vor- 
stufe der Ausfuhr befinden. Artikel 3 Absatz 1 die- 
ser Richtlinie wird in seinem Geltungsbereich jedoch 
mit Recht eingeschränkt, weil eine Art allgemeine 
Schutzmaßnahme notwendig ist, auf Grund derer 
Beschränkungen oder Verbote erlassen werden kön- 
nen, die sich innerhalb der Gemeinschaft als zweck- 
mäßig erweisen sollten. Deshalb ist in Absatz 2 die 
Möglichkeit vorgesehen, daß die Mitgliedstaaten die 
Einlagerung auf Grund der Besonderheiten der La- 
gereinrichtung oder der Beschaffenheit der Waren 
untersagen oder begrenzen können. 


Artikel 4 — Einrichtung von Zollagern 

16. Die Vorschriften über die Einrichtung von Zoll- 
lagern müssen in Anbetracht ihrer Auswirkungen 
auf den Ausbau des Zollagcrvcrfahrcns in allen 
Mitgliedstaaten auf den gleichen Grundsätzen beru- 
hen, 

Artikel 4 bestimmt daher, daß ein Zollager nur auf 
Grund einer widerruflichen Bewilligung der zustän- 
digen Behörden der einzelnen Mitgliedstaaten ein- 
gerichtet werden darf. Die Bewilligung liegt somit 
im Ermessen der Behörden. Sie können die Bewilli- 
gung widerrufen oder aussetzen, wenn sie es für 
erforderlich halten. Antragsteller können demnach 
in keinem Mitgliedstaat die Einrichtung eines Zoll- 
lagers beanspruchen, wenn sie dafür ein wirtschaft- 
liches Bedürfnis nicht nachweisen und die für das 
Funktionieren des Zollagers und insbesondere für 
die zollamtliche Überwachung unerläßliche Gewähr 
nicht bieten können. 

Artikel 5 — Förmlichkeiten bei der Einlagerung 

17. Absatz 1 beziehungsweise Absatz 2 dieses Ar- 
tikels bestimmen, daß die Waren bei einer Zollstelle 
zu gestellen und eine Zollanmeldung abzugeben 
ist, soweit keine Ausnahmebewilligungen der Zoll- 
verwaltungen der einzelnen Mitgliedstaten beste- 
hen. Mit dieser Regelung bietet Artikel 5 den Zoll- 
behörden die Möglichkeit, die zollrechtliche Stellung 
der Waren, insbesondere im Hinblick auf die Ar- 
tikel 9 und 10 des Vertrages, sogleich bei der Ein- 
lagerung zu ermitteln und den Beginn der Lager- 
dauer festzusetzen. Diese Vorschrift ist um so mehr 
gerechtfertigt mit Rücksicht auf die Tatsache, daß 
etwa 90 der ursprünglich eingelagerten Waren 
später in den freien Verkehr übergeführt werden. 
Davon entfällt der größte Anteil auf Erdölerzeug- 
nisse und Derivate sowie auf landwirtschaftliche 
Erzeugnisse. 

Artikel 6 — Pflichten der Einlagerer 
und der Lagerhalter 

18. Artikel 6 legt die Pflichten des Lagerhalters 
und des Einlagerers mit dem Ziel fest, sich jederzeit 
von dem reibungslosen Funktionieren des Zollager- 
verkehrs zu überzeugen, der die Aussetzung der 
Zollerhebung bewirkt. Diese Bestimmung verpflich- 
tet den genannten Personenkreis, die Weisungen zu 
befolgen, die die für das Zollager zuständige Zoll- 
stelle gegebenenfalls erteilt (Absatz 1, erster Un- 
terabsatz). Weiterhin wird festgelegt, daß die Zoll- 
stelle überwachen muß, ob die ordnungsgemäß zur 
Zollagerung abgefertigten Waren dort auch tatsäch- 
lich vorhanden sind [Absatz 1 Unterabsätze b) und c) 
sowie Absatz 2], Es ist dem Ermessen der Zollver- 
waltungen der Mitgliedstaaten zu überlassen, ob sie 
die Einlagerer oder Lagerhalter zur Lagerbuchhal- 
tung und zur Mitteilung aller Umstände verpflichten 
wollen, die die Beschaffenheit der eingelagerten 
Ware verändern könnten (Absatz 3). Diese Rege- 
lung gibt den Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten 
die Möglichkeit, den Besonderheiten der verschiede- 
nen Zollager Rechnung zu tragen. 
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Artikel 7 — Übereignung eingelagerter Waren 

19. Hs wäre dem reibungslosen Funktionieren der 
Zollunion abträglich, wenn bestimmte Mitgliedstaa- 
ten die Übereignung eingelagerter Waren zulassen, 
andere sie hingegen nicht zulassen. Deshalb er- 
schien es zweckmäßig, in Artikel 7 die Übereignung 
eingelagerter Waren zu ermöglichen. Dabei bleibt 
den Mitgliedstaaten die Durchführung dieser Be- 
stimmungen überlassen. Hs ist jedoch darauf hinzu- 
weisen, daß diese Bestimmung nicht die Voraus- 
setzungen betrifft, unter denen der Weiterverkaufs- 
preis zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage der 
Zollschuld für Waren zu berücksichtigen ist, die 
nach Zollagerung in den freien Verkehr übergeführt 
werden. Dieses Problem ist in Artikel 10 geregelt. 

Artikel 8 und 9 — Lagerdauer und zulässige 
Lagerbehandlungen 

20. Aus dem gleichen Grunde erschien es notwen- 
dig, in den Artikeln 8 und 9 die Lagerdauer und 
die Grundsätze festzulegen, nach denen bestimmte 
Lagerbehandlungen bewilligt werden können, ohne 
daß diese Waren die Vorteile des Zollagerverkehrs 
verlieren. Mit Rücksicht auf die in den meisten Mit- 
gliedstaaten geltende Regelung erschien es ausrei- 
chend, als Grundsatz eine Lagerdauer von höchstens 
fünf Jahren festzulegen. Die einzelstaatlichen Behör- 
den behalten die Möglichkeit, diese Frist zu verkür- 
zen oder zu verlängern, wenn dies wegen der Be- 
schaffenheit der eingelagerten Waren oder wegen 
der Art des Lagers gerechtfertigt erscheint. 

21. Die Bedeutung der Lagerbehandlungen ist dar- 
aus zu erklären, daß ein großer Teil der auf Dritt- 
landsmärkten gekauften und dann eingelagerten 
Waren nur lose oder kaum verpackt ist. Wird die Auf- 
machung oder Handelsgüte dieser Waren vor ihrem 
Weiterverkauf im Zollager verbessert, so müssen 
die Einlagerer auf Arbeitskräfte und Waren der Ge- 
meinschaft zurückgreifen (dies gilt zum Beispiel für 
Umschließungen aller Art und für Waren, die nur 
vermischt werden). Dies bedeutet einen Vorteil für 
die Wirtschaft der Gemeinschaft. Erhalten die Ein- 
lagerer hingegen nicht solche Vergünstigungen, so 
ergeben sich für die Gemeinschaft aus der Inan- 
spruchnahme von außergemeinschaftlichen Zoll- 
lagern eindeutige wirtschafts- und handelspolitische 
Nachteile. Es liegt somit im gemeinschaftlichen In- 
teresse, in weitem Maße die üblichen Lagerbehand- 
lungen in öffentlichen und privaten Zollagern der 
Mitgliedstaaten zuzulassen (Artikel 9 Absatz 1), 
ohne daß die Waren durch diese Lagerbehandlung 
die mit dem Zollagerverfahren verbundenen Vor- 
teile verlieren. Das Gemeinschaftsinteresse gebietet 
es daher, daß die hinsichtlich der zulässigen Lager- 
behandlungen bestehenden Verwaltungspraktiken 
schnell und völlig harmonisiert werden. Artikel 9 
Absatz 2 hat die Verpflichtung des Rats zum Gegen- 
stand, auf Vorschlag der Kommission spätestens ein 
Jahr nach Inkrafttreten dieser Richtlinie eine ge- 
meinsame Liste der zulässigen Lagerbehandlungen 
aufzustellen. Absatz 3 des Artikels 9 schließlich be- 
stimmt, daß die Waren die Vorteile des Zollager- 
verkehrs verlieren und nach den Regeln des Ver- 


edelungsverkehrs behandelt werden, wenn an ihnen 
andere als die zulässigen Lagerbehandlungen vor- 
genommen werden. 

Artikel 10 — Zollbehandlung der in den freien 
Verkehr übergeführten Waren 

22. Die Abfertigung von Waren zum Zollagerver- 
fahren bewirkt die Nichterhebung der für sie gelten- 
den Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöp- 
fungen. 

Wären die Bemessungsgrundlagen der Zölle, Abga- 
ben gleicher Wirkung und Abschöpfungen in den 
einzelnen Mitgliedstaaten verschieden, so würde 
damit die einheitliche Anwendung des Gemeinsamen 
Zolltarifs und der landwirtschaftlichen Verordnun- 
gen beeinträchtigt werden. Artikel 10 enthält die zur 
Vermeidung einer solchen Situation erforderlichen 
Bestimmungen; er berücksichtigt dabei gleichzeitig 
die Erfordernisse der Verwaltung sowie die wirt- 
schaftliche Bedeutung der Zollagerverfahren für die 
Gemeinschaft. 

23. Werden Waren nach Zollagerung in den freien 
Verkehr übergeführt, so sind mithin für sie in der 
Praxis die Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und 
Abschöpfungen zu den im Zeitpunkt der Auslagerung 
geltenden Sätzen oder Beträgen zu erheben. Nach 
Absatz 1 kann die Zollstelle zu diesem Zweck auch 
das Ergebnis ihrer Ermittlungen bei der Einlagerung 
hinsichtlich Beschaffenheit und Menge der Waren 
zugrunde legen. Vorbehaltlich der Anwendung der 
Bestimmungen des Artikels 10 Absatz 2, ist es 
somit jedem Mitgliedstaat freigestellt, ob er bei 
der Auslagerung durch eine erneute Amtshandlung 
intervenieren oder ob er es bei der einmaligen 
Amtshandlung anläßlich der Einlagerung belassen 
will. 

24. Das gleiche gilt für den Zollwert. Es wurde der 
Grundsatz aufgestellt, daß die allgemeinen Regeln 
Anwendung finden, die für die Ermittlung des Wer- 
tes der eingeführten Waren gelten, die unmittelbar 
zum freien Verkehr abgefertigt werden. Damit jedoch 
die Zollager ihre wirtschaftliche Funktion in vollem 
Umfang erfüllen können — gleichgültig ob der Zoll- 
wert bei der Einlagerung oder der Auslagerung fest- 
gestellt wird — erwies es sich als notwendig, Son- 
derbestimmungen für folgende Fälle vorzusehen: 

a) Wenn im Zollager Waren übereignet wurden, so 
sind zwei Fälle zu unterscheiden: 

— entweder sind die übereigneten Waren an 
eine im Zollgebiet der Gemeinschaft ansässige 
Person verkauft worden; 

— oder die übereigneten Waren sind während 
der Lagerung nicht Gegenstand eines solchen 
Kaufgeschäftes gewesen. 

Im ersten Falle erschien es unmöglich vorzu- 
schreiben, den Weiterverkaufspreis zur Ermitt- 
lung des Zollwertes zu berücksichtigen, denn 
eine solche Vorschrift wäre leicht zu umgehen: es 
würde nämlich genügen, daß der Veräußerer 
die Ware aus dem Zollager auslagert, bevor er 
sie verkauft. 
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Dagegen ist es im zweiten Fall erforderlich, dem 
Weiterverkaufspreis für die im Zollager über- 
eigneten Waren Rechnung zu tragen; denn dieser 
Preis ist der einzige, der zur Anwendung der 
Brüsseler Begriffsbestimmung über den Zollwert 
zugrunde gelegt werden kann. 

Der die Berücksichtigung der Weiterverkaufs- 
preise betreffende Teil des Artikels 10 Absatz 2 
trägt in seiner Fassung diesen Grundsätzen Rech- 
nung und berücksichtigt weiter die Tatsache, daß 
Übereignungen von Waren im Zollager begün- 
stigt werden sollen. Es ist im übrigen darauf hin- 
zuweisen, daß diese Lösung der Verwaltungs- 
praxis ähnlich ist, wie sie heute in einem Mit- 
gliedstaat angewendet wird. 

b) Wenn die Zollstelle zuläßt, daß der Rechnungs- 
preis bei der Einlagerung der aus einem Kauf- 
geschäft an eine im Zolloebiet der Gemeinschaft 
ansässige Person stammt, als Grundlage des Zoll- 
werts anerkannt werden kann, würde die Ein- 
beziehung der Kosten der Lagerung und der Er- 
haltung der Ware in den Zoll wert zu einer Über- 
bewertung führen und damit die Lagerung von 
Waren benachteiligen. Artikel 10 Absatz 2 sieht 
deshalb vor, daß diese Kosten bei der Ermittlung 
des Zollwertes nicht in Betracht zu ziehen sind. 

::) Die letzte Sonderbestimmung, die sich mit der 
Ermittlung des Zollwertes der Waren befaßt, die 
nach Lagerung in den freien Verkehr überge- 
führt werden, hat zum Ziel, die Aufgabe der Zoll- 
stellen zu erleichtern, ohne daß dadurch die ein- 
heitliche Anwendung des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs beeinträchtigt wird. Es ist in der Tat in 
allen Mitgliedstaaten, in denen der Zollwert bei 
der Einlagerung ermittelt wird, üblich, daß dieser 
Einlagerungszollwert in den meisten Fällen bei 
der Auslagerung anerkannt wird. 

Artikel 10 Absatz 1 der Richtlinie ermöglicht ein 
solches Verfahren, das jedoch keine Anwendung 
finden darf, wenn anomale Preisschwankungen 
zum Beispiel infolge von Währungsmanipulatio- 
nen während der Lagerung festgestellt werden. 

25. Der letzte Absatz von Artikel 10 entspricht 
übrigens dem gleichen Grundsatz, der für die Er- 
mittlung des Zollwertes hinsichtlich der Anwendung 
der zeitlichen Toleranzen für Waren gilt, die unmit- 
telbar nach ihrer Einfuhr in den freien Verkehr ab- 
gefertigt werden. Diese Bestimmung sieht demge- 
mäß vor, daß während der Lagerung nur anomale 
Preisschwankungen berücksichtigt werden. 

26. Artikel 10 gewährleistet schließlich — ohne 
Rücksicht auf die Art des Zollagers und auf die 
Lagerdauer — den Grundsatz der Wettbewerbsneu- 
tralität zwischen den Importeuren, die die eingeführ- 
ten Waren einlagern, und denen, die die Zollage- 
rung nicht in Anpruch nehmen. 

Artikel 11 — Sonderfälle 

27. Waren können während der Lagerung ganz 
□der teilweise abhanden kommen. Ferner können sie 
infolge der Lagerung verderben oder beschädigt 
werden. 


j Artikel li behandelt diese Sonderfälle, und sieht 
für sie gemeinschaftliche Regelungen vor, die den 
in Artikel 10 festgelegten Grundsätzen entsprechen. 

28. Kommen Waren wahrend der Lagerung auf 
Grund zufälliger Ereignisse, höherer Gewalt oder 
aus Gründen abhanden, die sich aus der Art der 
Ware selbst ergeben, so muß gemäß Artikel 11 
Absatz 1 den Einlagerern von den Verwaltungs- 
behörden für diese Waren Zollfreiheit gewährt wer- 
den können. Diese Bestimmung wahrt die Interessen 

I der Einlagerer und zugleich der Gemeinschaft, da 
sie die Gewährung der Zollfreiheit in jedem Fall 
von einer vorherigen zollamtlichen Prüfung abhän- 
gig macht. Aus diesem Grunde kann ein Zollschuld- 
ner einen auf die Beschaffenheit der Ware selbst 
zurückzuführenden Gewichtsverlust nicht geltend 
machen, wenn diese Tatsache keinerlei Auswirkun- 
gen auf den Wert des Lagerguts hat und die ent- 
sprechenden Zölle und Abgaben nach dem Wert zu 
erheben sind. 

29. Selbstverständlich sind die Begriffe „zufälliges 
Ereignis" und „höhere Gewalt" nach ihrer allgemein 
anerkannten Bedeutung auszulegen. Als „zufälliges 
Ereignis" gelten alle Umstände, die der Lagerhalter 
oder der Einlagerer in Anbetracht der Beschaffenheit 
der Ware und der Art des betreffenden Zollagers 
normalerweise vorhersehen, aber trotzdem nicht 
vermeiden kann. Als „höhere Gewalt" gelten alle 
Ereignisse oder Ursachen, die unabhängig vom Wil- 
len dieser Personen eintreten und die sie weder vor- 
hersehen noch abwenden können. 

30. Nach Absatz 2 können während der Zollage- 
rung verdorbene Waren von allen Zöllen, Abgaben 
gleicher Wirkung und Abschöpfungen befreit wer- 
den, wenn sie unter zollamtlicher Aufsicht zerstört 
werden. Entstehen bei der Zerstörung Abfälle und 
Überreste, so bestimmt Absatz 3, daß die für sie 
eventuell geltenden Zölle, Abgaben gleicher Wir- 
kung und Abschöpfungen zu entrichten sind, wenn 
sie in den freien Verkehr übergeführt werden. In 
diesem Fall wird die Zollschuld unter den Voraus- 
setzungen des Artikels 10 nach ihrer zolltariflichen 
Beschaffenheit, Menge und Wert festgesetzt. 

31. Artikel 11 Absatz 4 behandelt die Frage der aus 
dem Zollager unzulässigerweise entfernten Waren 
und bestimmt, daß für derartige Waren keine Zoll- 
freiheit gewährt wird. Auf derartige Waren sind 
die für sie im Zeitpunkt der Entfernung geltenden 
Zoll- oder Abschöpfungssätze anzuwenden. Kann 
der Zeitpunkt der Entfernung nicht ermittelt werden, 
so gilt der Zeitpunkt, an dem das Fehlen der Waren 
durch die Zollbehörde festgestellt wird. Diese 
strenge Bestimmung stellt eine Vorsichtsmaßregel 
dar, die vor allem dadurch gerechtfertigt ist, daß die 
Einrichtung von Zollagern letztlich auf einem Ver- 
trauensverhältnis beruht. 


Artikel 12, 13 und 14 — Schlußbestimmungen 

32. Da nach der Ratsentscheidung vom 26. Juli 
1966 die Zollunion am 1. Juli 1968 vollendet sein 
soll, legt Artikel 12 fest, daß die Mitgliedstaaten bis 
zu diesem Zeitpunkt die erforderlichen Maßnahmen 
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die zur Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs 
notwendige Angleichung der Bestimmungen her- 
beizuführen, die gegenwärtig in den einzelnen 
Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet bestehen, 


treffen, um diese Richtlinie durchzuführen. Arti- 
kel 12 stellt daher einen Beitrag zur tatsächlichen 
und richtigen Anwendung des gemeinsamen Zoll- 
tarifs dar. 

33. Die Artikel 13 und 14 enthalten die üblichen 
Bestimmungen, die den Mitgliedstaaten vorschrei- 
ben, der Kommission die gesetzlichen und sonstigen 
Bestimmungen mitzuteilen, die sie auf dem Gebiet 
des Zollagerverfahrens erlassen; ferner weisen sie 
darauf hin, daß diese Richtlinie an alle Mitgliedstaa- 
ten gerichtet ist. 

Schlußfolgerung 

34. Die Kommission vertritt einen wirtschaftlich 
modernen Standpunkt und läßt dabei die entspre- 
chenden und konkurrierenden Zollagerverfahren der 
Drittländer nicht außer acht. Nach Auffassung der 
Kommission bieten die Bestimmungen dieser Richt- 
linie die Möglichkeit: 


die einzelnen Arten von Zollagern nebeneinan- 
der bestehen zu lassen; dabei soll jedem Mit- 
gliedstaat die Möglichkeit belassen bleiben, ent- 
sprechend seinen Bedürfnissen zu wählen; jeder 
Mitgliedstaat soll damit in der Lage sein, der 
betroffenen Industrie eine Vielzahl von Zoll- 
lagern anzubieten, in denen sie entweder Waren 
lagern (reines Zollager) oder Waren zum Nut- 
zen der Gemeinschaftswirtschaft be- und verar- 
beiten können (Industrielager). 

Das vorgeschlagene gemeinsame Zollagerverfahren 
entspricht damit nach dem gegenwärtigen Stand der 
Integration sowohl den Geboten des Vertrages als 
auch den Anforderungen des Außenhandels und 
stellt einen entscheidenden Schritt zur tatsächlichen 
Verwirklichung der Zollunion dar. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rats 
zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über den Zahlungsaufschub für Zölle, Abgaben gleicher 
Wirkung und Abschöpfungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Grundlage der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft ist eine Zollunion, deren Errichtung im 
wesentlichen im Titel I Kapitel 1 des Vertrages 
geregelt ist. 

Dieses Kapitel des Vertrages enthält zusammen- 
hängende und genaue Vorschriften, insbesondere 
über die Abschaffung der Zölle unter den Mitglied- 
staaten, die Aufstellung und schrittweise Einfüh- 
rung des Gemeinsamen Zolltarifs sowie die Ände- 
rungen und Aussetzungen seiner Zölle; wenn auch 'in 
Artikel 27 dieses Kapitels bestimmt ist, daß die 
Mitgliedstaaten vor Ende der ersten Stufe, soweit 
erforderlich, eine Angleichung ihrer Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet des Zoll- 
wesens vornehmen, so wird in diesem Kapitel den 
Institutionen der Gemeinschaft jedoch keine Er- 
mächtigung erteilt, in dieser Sache zwingende Be- 
stimmungen vorzuschreiben; eine gründliche Prü- 
fung mit den Mitgliedstaaten hat jedoch ergeben, 
daß für bestimmte Sachgebiete durch zwingende 
Gemeinschaftsakte Maßnahmn getroffen werden 
müssen, die zu einem Zollrecht führen, das die 
einheitliche Anwendung des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs gewährleistet. 

Alle Mitgliedstaaten gewähren Erleichterungen, 
die im wesentlichen zum Ziel haben, den Einführern 
einen Zahlungsaufschub für Zölle, Abgaben gleicher 
Wirkung und Abschöpfungen zu gewähren, die bei 
der Abfertigung von Waren zum freien Verkehr 
fällig werden. 

Die gewährten Fristen sind in den einzelnen 
Mitgliedstaaten sehr unerschiedlich; ferner bestehen 
gewisse Unterschiede zwischen den Voraussetzun- 
gen für die Bewilligung dieser Zahlungserleichte- 
rungen. 


Die Vorschriften über den Zahlungsaufschub von 
Zöllen, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöp- 
fungen wirken sich direkt oder indirekt auf die 
Belastung aus, die der Einführer auf Grund des Tä- 
tigwerdens der Zolldienststellen zu tragen hat. 
Würde daher die obengenannte Lage auch nach 
Errichtung der Zollunion beibehalten, könnten sich 
daraus Verkehrsverlagerungen und Verlagerungen 
von Einnahmen ergeben. 

Diese Vorschriften wirken sich unmittelbar auf 
die Errichtung und das Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes aus. 

Es ist sinnvoll, einen Zahlungsaufschub für die 
Entrichtung der Zollschuld vorzusehen, der es dem 
Einführer meistens gestattet, die fälligen Beträge 
zu dem Zeitpunkt zu entrichten, in dem er seinen 
Lieferanten üblicherweise die Ware unter Barzah- 
lungsbedingungen bezahlt und die er benötigt, um 
den Weiterverkauf der Waren vorzunehmen. 

Eine in allen Mitgliedstaaten einheitliche Frist 
von durchschnittlich 30 Tagen ist hierfür eine ange- 
messene Lösung. 

Es scheint jedoch gerechtfertigt, den Mitgliedstaa- 
ten, die gegenwärtig andere als in dieser Richt- 
linie festgesetzte Aufschubfristen bewilligen, einen 
Anpassungszeitraum, der am 31. Dezember 1969 
enden soll, zu gewähren. Die Aufschubfrist darf 
jedoch ab Inkrafttreten dieser Richtlinie höchstens 
45 Tage betragen. 

Die zusätzlichen Zahlungserleichterungen, die ab- 
gesehen von dem vorerwähnten Zahlungsaufschub 
in den Mitgliedstaaten gegebenenfalls noch gewährt 
werden, dürfen nur unter den gleichen Bedingungen 
bewilligt werden, wie sie auf dem Kapitalmarkt 
des betreffenden Mitgliedstaates unter den gleichen 
Umständen üblich sind — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten nur 
für Waren, deren Abfertigung zum freien Verkehr 
im Zollgebiet der Gemeinschaft beantragt wird. 

2. Die Bestimmungen dieser Richtlinie werden je- 
doch nicht angewendet, wenn der Betrag der Zölle, 
Abgaben gleicher Wirkung und Abschöpfungen für 
die Waren, für die ein Zollantrag abgegeben wor- 
den ist, weniger als 100 RE beträgt. 
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Artikel 2 

1. Auf Antrag des Abgabenschuldners wird unter 
den in den Rechts- oder Verwaltungsvorschriften der j 
einzelnen Mitgliedstaaten vorgesehenen Bedingun- 
gen und vorbehaltlich der Hinterlegung einer ge- 
eigneten Sicherheit, für Zölle, Abgaben gleicher 
Wirkung und Abschöpfungen, die für die in Ar- 
tikel 1 Absatz 1 genannten Waren fällig werden, 
ein Zahlungsaufschub gewährt. Die Sicherheitslei- 
stung darf mit Kosten verbunden sein, die nicht 
Zinsen sind. 

2. Vorbehaltlich der Anwendung der in den Ar- 
tikeln 3, 4 und 5 vorgesehenen Sonderbestimmun- 
gen wird die in Absatz 1 dieses Artikels genannte 
Frist von dem Zeitpunkt an berechnet, zu dem die 
fälligen Beträge von der mit der Einziehung betrau- 
ten Behörde buchmäßig erfaßt werden. Die Frist 
wird auf 30 Tage festgesetzt. Der Zeitpunkt der 
buchmäßigen Erfassung kann höchstens 2 Tage nach 
dem Zeitpunkt der Freigabe der Waren liegen. 

3. Wenn in einem Mitgliedstaat die am 1. Juli 

1967 übliche Aufschubfrist weniger oder mehr als 
30 Tage beträgt, können die zuständigen Behörden 
dieses Mitgliedstaates jedoch unter den gleichen 
Vorbehalten bis zum 31. Dezember 1969 die am 

1. Juli 1967 geltende Aufschubfrist von 30 Tagen 
angleichen. Die Aufschubfrist darf jedoch ab 1. Juli 

1968 höchstens 45 Tage betragen. 

Artikel 3 

1. Werden während eines bestimmten Zeitrau- 
mes getätigte Einfuhren zusammengefaßt und von 
der mit der Einziehung betrauten Behörde nur ein- 
mal am Ende dieses Zeitraumes buchmäßig erfaßt, 
wird die in Artikel 2 Absatz 2 oder 3 vorgesehene 
Aufschubfrist um die Hälfte der Tage dieses Zeit- 
raumes vermindert. 

2. Ist die Anzahl der Tage des in Absatz 1 dieses 
Artikels genannten Zeitraumes eine ungerade Zahl, 
so entspricht die Anzahl der Tage, um die die 
Aufschubfrist zu vermindern ist, der Hälfte der die- 
ser ungeraden Zahl nächstniedrigeren geraden Zahl. 

3. Der in Abatz 1 genannten Zeitraum darf höch- 
stens das Doppelte der in Artikel 2 Absätze 2 und 3 
vorgesehenen Aufschubfrist betragen. 

Artikel 4 

1. Werden die in Artikel 2 vorgesehenen Zah- 
lungserleichterungen global für während eines be- 


stimmten Zeitraumes durchgeführte Abfertigungen 
zum freien Verkehr gewährt., so wird die in Arti- 
kel 2 Absatz 2 oder 3 vorgesehene Aufschubfrist 
vom Ende dieses Zeitraumes an berechnet und um 
die Hälfte der Tage dieses Zeitraumes vermindert. 

2. Ist die Anzahl der Tage des in Absatz 1 dieses 
Artikels genannten Zeitraumes eine ungerade Zahl, 
so entspricht die Anzahl der Tage, um die die Auf- 
schubfrist zu vermindern ist, der Hälfte der dieser 
ungeraden Zahl nächstniedrigeren geraden Zahl. 

3. Der in Absatz 1 genannte Zeitraum darf höch- 
stens das Doppelte der in Artikel 2 Absätze 2 und 3 
vorgesehenen Aufschubfrist betragen. 

Artikel 5 

Fällt der auf Grund der Artikel 2, 3 und 4 ermit- 
telte Fälligkeitstermin auf einen Sonn- oder Feier- 
tag, so wird die Zahlungsfrist bis zum ersten darauf- 
folgenden Werktag verlängert. 

Artikel 6 

Wenn ein Mitgliedstaat neben den in Artikel 1 
genannten Maßnahmen und über die in Artikel 1 
genannten Fristen hinaus weitere Zahlungserleich- 
terungen gewährt, sind die für den Abgabenschuld- 
ner entstehenden Kosten, insbesondere die Zinsen, 
so zu berechnen, daß sie dem Betrag entsprechen, 
der unter diesen Umständen auf dem Kapitalmarkt 
des Mitgliedstaates gefordert würde. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten setzen die zur Durchführung 
dieser Richtlinie erforderlichen Maßnahmen späte- 
stens am 1. Juli 1968 in Kraft. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
unverzüglich über die Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften, die sie zur Durchführung dieser Richtlinie 
erlassen. 

Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Zusammenfassung 


Zur Zeit bestehen in den sechs Mitgliedstaaten 
Vorschriften, nach denen der Einführer Zölle, Ab- 
gaben gleicher Wirkung und Abschöpfungen nicht in 
dem Zeitpunkt zu entrichten braucht, in dem diese 
von den Zolldienststellen festgesetzt werden. Es 
gibt zwei Arten von Zahlungserleichterungen, die 
auf diese Weise gewährt werden. Die erste Art 
führt nicht zu einer Zahlung von Zinsen durch den 
Abgabenschuldner. Sie besteht in der Gewährung 
einer Zahlungsfrist. Diese Frist ist sehr kurz in den 
Beneluxländern (höchstens 10 Tage). Sie ist kurz in 
Fiankreich (15 bis 30 Tage) und Italien (10 bis 
25 Tage in bestimmten Fällen). Sie ist länger in 
Deutschland (1 1 /a bis 2Vz Monate). Zu diesen Erleich- 
terungen kommen Zahlungserleichterungen der zwei- 
ten Art hinzu, die im Anschluß an die erste Art 
der Zahlungserleichterungen gewährt werden kön- 
nen und direkt oder indirekt Kosten für eine Kre- 
ditgewährung vorsehen. 

Derartige Vorschriften haben infolge des Tätigwer- 
dens der Zolldienststelle eine direkte oder indirekte 
Auswirkung auf die vom Einführer zu tragende Ab- 
gabenbelastung. Sofern diese Vorschriften nicht har- 
monisiert sind, können sie Verkehrsverlagerungen 
und Verlagerungen von Zolleinnahmen bewirken 
und damit, wie es der Ministerrat in seiner Ent- 
schließung vom 11. Mai 1966 festgestellt hat, die 
korrekte Verwirklichung der Zollunion, die eines 
der Ziele der Gemeinschaft darstellt, in Frage stel- 
len. 

Die vorliegende Richtlinie sieht daher vor, daß 
gemeinsame Regeln schnellstmöglich auf diesem 


Gebiet durch die sechs Mitgliedstaaten angewendet 
werden. Zu diesem Zweck und nach Ablauf einer 
Übergangszeit, die notwendig ist, um den Mitglied- 
staaten zu ermöglichen, sich, ohne ihre legitimen 
Interessen zu verletzen, den neuen Vorschriften an- 
zupassen, wird vorgesehen, daß ab 1. Juli 1968 den 
Einführern eine mittlere Zahlungsfrist von 30 Tagen 
zinsfrei gewährt werden kann. Dabei können unter- 
schiedliche technische Modalitäten nach dem Ermes- 
sen der Mitgliedstaaten angewendet werden. 

Bei den zusätzlichen Zahlungserleichterungen ist je- 
doch vorgesehen, daß die für den Abgabenschuldner 
entstehenden Kosten, insbesondere die Zinsen, von 
den zuständigen einzelstaatlichen Verwaltungen so 
festgesetzt werden müssen, daß ihr Betrag den 
Beträgen entspricht, die in derartigen Fällen auf 
dem Kapitalmarkt des Mitgliedstaates gefordert wer- 
den. 

Die Notwendigkeit der Annäherung im vorliegen- 
den Fall ergibt sich aus den vorstehenden Erwä- 
gungen. Unter diesen Umständen und mit Rücksicht 
auf die Tatsache, daß einige der nationalen Vor- 
schriften, die durch den vorliegenden Vorschlag 
einer Richtlinie betroffen werden, sich unmittelbar 
auf die Errichtung und das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes auswirken, ist die Kommission 
der Auffassung, daß in diesem Falle nur Artikel 100 
des Vertrages als Rechtsgrundlage in Betracht 
kommt. Bei Anwendung dieses Artikels sind das 
Europäische Parlament und der Wirtschafts- und 
Sozialausschuß zu hören. 
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Begründung 


Vorbemerkung 

1. Die Einführung der Zollunion als Grundlage der 
Europäischen Wirtchaftsgemeinschaft wird im we- 
sentlichen in dem einschlägigen Kapitel des Vertra- 
ges behandelt. Dieses Kapitel enthält genaue Vor- 
schriften über die Abschaffung der innergemein- 
schaftlichen Zölle, die schrittweise Einführung des 
Gemeinsamen Zolltarifs, wie die Änderungen und 
Aussetzungen seiner Zölle. Demgegenüber ist in 
Artikel 27 des Vertrages hinsichtlich der nationalen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften nur ihre An- 
gleichung in dem Maße vorgesehen, soweit sie 
erforderlich ist; diese Angleichung ist von den Mit- 
gliedstaaten vor dem Ende der ersten Stufe vor- 
zunehmen. Eine Ermächtigung, zwingende Bestim- 
mungen vorzuschreiben, wird den Institutionen der 
Gemeinschaft durch diesen Artikel nicht übertragen. 

Auf Grund der Arbeiten, die in dieser Sache unter 
Beteiligung der Mitgliedstaaten durchgeführt wor- 
den sind, hat die Kommission indessen festgestellt, 
daß es notwendig ist, die einheitliche Anwendung 
des Gemeinsamen Zolltarifs zu gewährleisten. Dazu 
bedarf es für bestimmte Sachgebiete zwingender 
Gemeinschaftsakte, welche die notwendigen Maß- 
nahmen für die Einführung eines Zollrechts be- 
stimmen, das die erwähnte Einheitlichkeit garantie- 
ren soll. Da es sich um die Einführung eines Grund- 
elements der Zollunion handelt und den Institutio- 
nen der Gemeinschaft in dem einschlägigen Kapitel 
des Vertrages keine solchen Befugnisse übertragen 
worden sind, können die Gemeinschaftsakte im vor- 
liegenden Fall nicht auf spezifische Vertragsvor- 
schriften gestützt werden, insbesondere nicht auf 
die Vorschriften über die gemeinsame Handelspoli- 
tik. 

2. Die Verwirklichung der Zollunion erfordert nicht 
nur eine einheitliche Festsetzung der Höhe der Zoll- 
schuld in allen Mitgliedstaaten nach den Bemes- 
sensgrundlagen des Gemeinsamen Zolltarifs. Es 
müssen auch, um Verkehrsverlagerungen zu ver- 
meiden, die Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
harmonisiert werden, die sich auf die Belastungen, 
die die Einführer durch das Tätigwerden der Zoll- 
behörden zu tragen haben, mittelbar oder unmittel- 
bar auswirken. 

3. Es ist unbestritten, daß zu diesen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften diejenigen Bestimmungen 
gehören, mit denen die Voraussetzungen festgelegt 
werden, unter welchen die bei der Einfuhr tatsäch- 
lich geschuldeten Eingangsabgaben fällig werden. Es 
konnte tatsächlich festgestellt werden, daß, obwohl 
die Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöp- 
fungen im Zeitpunkt der Abfertigung der Waren 
zum freien Verkehr angewendet werden, die Mit- 
gliedstaaten nach unterschiedlichen Bedingungen Zoll- 
erleichterungen gewähren, die im wesentlichen den 


Einführer in den Genuß einer nach Ländern unter- 
schiedlichen Zahlungsfrist gelangen lassen. 

4. Nach dem Ergebnis der Untersuchung der in 
den sechs Mitgliedstaaten diesbezüglich geltenden 
Rechtsvorschriften können diese in zwei Gruppen 
eingeteilt werden. 

Zur ersten Gruppe gehören Vorschriften, nach denen 
der Zollschuldner unter bestimmten Voraussetzun- 
gen, die insbesondere mit der Sicherheitsleistung in 
Zusammenhang stehen, die Zollschuld erst nach 
Ablauf einer bestimmten Frist zu zahlen braucht. 
Diese Frist beginnt in dem Zeitpunkt, in dem die 
Zollschuld festgestellt und in den von der Zollstelle 
geführten Abrechnungsunterlagen festgehalten wor- 
den ist. 

Diese Frist ist sehr kurz in den Benelux-Ländern 
(höchstens 10 Tage). Sie ist kurz in Frankreich (15 
bis 30 Tage) und in Italien (10 bis 25 Tage). Sie ist 
länger in Deutschland (IV 2 bis 2 V 2 Monate). Diese 
Zahlungserleichterungen können in den einzelnen 
Staaten unter mehr oder minder großzügigen Vor- 
aussetzungen oder nur bestimmten Gruppen von 
Einführern (in Italien) gewährt werden. 

Diese Erleichterungen wurden von den einzelstaat- 
lichen Behörden aus technischen (Erleichterung der 
Zollabfertigung) oder wirtschaftlichen Gründen (dem 
Einführer wird eine bestimmte Frist zum Wieder- 
verkauf der Waren gewährt) bewilligt. Zwar ent- 
stehen den Einführern gewisse Kosten, die mittelbar 
oder unmittelbar mit der Sicherheitsleistung Zusam- 
menhängen, jedoch werden Zinsen für den Zah- 
lungsaufschub als solchen nicht erhoben. 

5. Die zweite Gruppe umfaßt die in einigen Mit- 
gliedstaaten geltenden Bestimmungen, nach denen 
den Einführern Zahlungserleichterungen gewährt 
werden, die den Charakter eines von der Staats- 
kasse mittelbar oder unmittelbar gewährten Kredits 
haben. Diese Kredite werden unter Bedingungen ge- 
währt, wie sie vergleichbar von privaten Kredit- 
unternehmen, wie Banken, auferlegt werden. Im 
Gegensatz zu den Erleichterungen der ersten Gruppe 
führen diese Zahlungserleichterungen daher mittel- 
bar oder unmittelbar zur Zahlung von Zinsen für das 
geliehene Geld. Die angewandten Zinssätze sind 
unterschiedlich in den einzelnen Mitgliedstaaten 
(5,4 v. H. jährlich in den Niederlanden, 6 v. H. jähr- 
lich in Triest, 4,5 v. H. jährlich in Frankreich, 1 v. H. 
monatlich in Deutschland). Sie entsprechen im allge- 
meinen den in den betreffenden Mitgliedstaaten von 
privaten Kreditunternehmen angewandten Sätzen 
oder liegen darüber. 

6. Diese zweite Gruppe von Vorschriften könnte 
auf Gemeinschaftsebene nur dann Verkehrsverlage- 
rungen hervorrufen, wenn ein Mitgliedstaat den 
Einführer durch die Bewilligung eines Kredits in 
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den Genuß günstigerer Bedingungen kommen ließe, 
als sie auf dem Geldmarkt unter den gleichen Um- 
ständen üblich sind. 

7. Bei der ersten Gruppe von Vorschriften zeigen 
sich spürbare Unterschiede zwischen den in den 
Mitgliedstaaten geltenden Regelungen (insbeson- 
dere hinsichtlich der Zahlungsfristen). 

Bei Fortbestehen dieses Zustandes würden die Im- 
porteure der Gemeinschaft dazu bewogen, die Zoll- 
abfertigung in bestimmten Fällen in dem Land vor- 
nehmen zu lassen, das die größten Zahlungserleich- 
terungen gewährt. Daraus ergäben sich unweigerlich 
Verkehrsverlagerungen und Verlagerungen der 
Zolleinnahmen. Dies hätte sowohl für die Staats- 
kasse als auch für die Errichtung und das Funktio- 
nieren des Gemeinsamen Marktes unmittelbare 
nachteilige Folgen. Der Ministerrat befaßte sich da- 
her in seiner Entschließung vom 11. Mai 1966 mit 
dieser Frage. Er forderte nicht nur, die auf diesem 
Gebiet bestehenden einzelstaatlichen Vorschriften 
zu harmonisieren, sondern auch, daß ihm die Kom- 
mission sobald wie möglich, spätestens jedoch 
neun Monate vor dem Zeitpunkt der Beseitigung 
der Binnenzölle über etwaige Verlagerungen von 
Zolleinnahmen berichte. Damit wurde anerkannt, 
daß diese Frage schon vor der vollständigen Harmo- 
nisierung der Steuersysteme behandelt werden soll. 
Es erscheint angebracht, darauf hinzuweisen, daß 
eine Harmonisierung der nationalen Bestimmungen 
von jetzt ab eine besondere Bedeutung für die Ab- 
schöpfungen erhält. Gemäß Artikel 11 Absatz 2 der 
Ratsverordnung Nr. 130/66/EWG vom 26. Juli 1966 
über die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpoli- 
tik beträgt der erste Teil der Beiträge der Mitglied- 
Staaten — * zur Abdeckung der Ausgaben der Ab- 
teilung Garantie des EAGFL — 90°/o des Gesamt- 
betrages der von den Mitgliedstaaten im Laufe des 
betreffenden Berechnungszeitraumes erhobenen Ab- 
schöpfungen. Die unterschiedlichen Zahlungserleich - 
terungen in den einzelnen Mitgliedstaaten wirken 
sich ebenfalls auf die Verteilung der Lasten zwi- 
schen den Mitgliedstaaten aus. 

8. Die Notwendigkeit der Annäherung im vorlie- 
genden Fall ergibt sich aus den vorstehenden Er- 
wägungen. Unter diesen Umständen und mit Rück- 
sicht auf die Tatsache, daß einige der nationalen | 
Vorschriften, die durch den vorliegenden Vorschlag 
einer Richtlinie betroffen werden, sich unmittelbar 
auf die Errichtung und das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes auswirken, ist die Kommission 
der Ansicht, daß in diesem Falle nur Artikel 100 des 
Vertrages als Rechtsgrundlage in Betracht kommt. Bei 
Anwendung dieses Artikels ist das Europäische Par- 
lament und der Wirtschafts- und Sozialausschuß zu 
hören. 

9. Der vorliegende Vorschlag der Richtlinie, deren 
Bestimmungen im folgenden erläutert werden, 
wurde auf dieser Grundlage ausgearbeitet. Er be- 
handelt nacheinander die von den Mitgliedstaaten 
einzuhaltenden Bedingungen, und zwar einmal für 
den zinsfreien Zahlungsaufschub und zum anderen 
für die Gewährung zusätzlicher Zahlungserleichte- 
rungen. 


10. Waren, die Gegenstand der Verträge über die 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl und 
der Europäischen Atomgemeinschaft sind, unterlie- 
gen ebenfalls den Vorschriften dieser Richtlinie. 
Diese beiden Verträge enthalten weder ausdrücklich 
noch stillschweigend Vorschriften über die Annähe- 
rung des Zollrechts. Diese Annäherung bedeutet 
keine Änderung im Verhältnis zum EGKS-Vertrag, 
der die Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten in die- 
ser Sache nicht einschränkt, und sie ändert auch 
nicht die Bestimmungen des EURATOM-Vertrages 
ab. Man kann daher nach Artikel 232 des EWG-Ver- 
trages den Schluß ziehen, daß die Vorschriften, die 
aufgrund dieses Vertrages beschlossen werden, auch 
für die in Rede stehenden Waren gelten. 


Artikel 1 — Zollabfertigungsverfahren 

11. Artikel 1 legt den Grundsatz fest, daß der 
Zahlungaufschub für Zölle, Abgaben gleicher Wir- 
kung und Abschöpfungen erst von dem Zeitpunkt 
an vorgesehen werden kann, in dem für eine Ware 
ein Antrag auf Abfertigung zum freien Verkehr 
gestellt worden ist und in dem die Zollschuld ent- 
steht und normalerweise auch in diesem Zeitpunkt 
beglichen werden muß. Daraus ergibt sich, daß die 
Richtlinie nicht auf Waren anwendbar ist, die zoll- 
rechtlich noch nicht erfaßt sind oder die zu einem 
Zollverkehr abgefertigt worden sind (beispielsweise 
Zollager, Durchfuhr- oder Veredelungsverkehr). Aus 
Verwaltungsgründen ist ein Zahlungsaufschub je- 
doch ausgeschlossen, wenn der auf Grund einer 
einzigen Zollanmeldung fällige Betrag unter 
100 Rechnungseinheiten liegt. 

Artikel 2 Absatz 1 — Voraussetzungen für die 
Gewährung von zinsfreien 
Zahlungserleichterungen 

12. Artikel 2 Absatz 1 legt in erster Linie die 
allgemeinen Voraussetzungen fest, die für die Ge- 
währung von zinsfreien Zahlungserleichterungen in 
die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten aufzu- 
nehmen sind. 

Da mit diesen Zahlungerleichterungen von dem 
Grundsatz abgesehen wird, daß die Zollverwaltung 
die Entrichtung der Zölle, Abgaben gleicher Wir- 
kung und Abschöpfungen zu dem Zeitpunkt ver- 
langen kann, in dem die Ware freigegeben wird, 
müßte daran erinnert werden, daß solche Erleichte- 
rungen nur dann gewährt werden können, wenn der 
Abgabenschuldner bestimmte Bedingungen erfüllt. 
Artikel 2 Absatz 1 präzisiert diesbezüglich, daß der 
Zahlungsaufschub nur auf Antrag des Abgaben- 
schuldners und nach Sicherheitsleistung gewährt 
werden kann. Die Sicherheit muß die Deckung des 
geschuldeten Betrages gewährleisten, falls dieser 
bei Fristablauf der Staatskasse aus irgendwelchen 
Gründen nicht überwiesen sein sollte. 

Hierbei sollte berücksichtigt werden, daß die in den 
verschiedenen Mitgliedstaaten angewandten Ver- 
waltungsverfahren die angestrebte Harmonisierung 
nicht beeinträchtigen. 
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Deshalb wurde festgelegt, daß der Antrag und die 
geforderten Sicherheiten in der von den zuständi- 
gen Behörden der einzelnen Mitgliedstaaten fest- 
gesetzten Form abgegeben bzw. geleistet werden 
müssen. Für die Sicherheiten können gewisse Ko- 
sten entstehen, insbesondere zur Entschädigung der 
Personen, die sich verpflichten, für die geschuldeten 
Beträge im Falle der Zahlungsunfähigkeit des 
Hauptschuldners aufzukommen. 


Artikel 2 Absätze 2 und 3 — Festsetzung 

der allgemein verbindlichen Frist 

13. Absatz 2 legt generell die Frist fest, die sich 
vom Zeitpunkt, zu dem nach strenger Anwendung 
der Regeln die Zahlung der geschuldeten Beträge 
gefordert werden kann, bis zum Zeitpunkt erstrek- 
ken darf, zu dem sie unter Berücksichtigung der 
gewährten Zahlungserleichterungen tatsächlich er- 
folgen muß. 

Wie in der Einleitung erwähnt, bestehen hier die 
größten Unterschiede zwischen den in den Mitglied- 
staaten geltenden Praktiken. Diese Unterschiede er- 
geben sich im wesentlichen unmittelbar aus den 
Gründen, auf die sich die Gesetzgeber der ver- 
schiedenen Staaten bei Bewilligung eines Zahlungs- 
aufschubs für die Begleichung der Zollschuld stüt- 
zen. Während die anderen Staaten nur verwal- 
tungsmäßige oder technische Gründe berücksichtig- 
ten, ging Deutschland von dem Grundsatz aus, daß 
der Importeur weder die Zollbelastung zu tragen 
nch den entsprechenden Kassenvorschuß zu leisten 
hat, sofern er nicht der tatsächliche Verbraucher der 
Ware ist. Die deutschen Rechtsvorschriften berück- 
sichtigen daher die Zeitspanne, die der Importeur 
braucht, um die eingeführte Ware weiter zu verkau- 
fen und das Entgelt dafür zu erhalten, bevor er die 
Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöpfun- 
gen entrichten muß. In diesen Vorschriften ist daheis 
eine durchschnittliche Frist von nunmehr 60 Tagen 
vorgesehen, die früher 90 Tage betrug. 

14. In diesem besonderen Falle war man der An- 
sicht, die Richtlinie könne sich darauf beschränken, 
die in den Mitgliedstaaten geltenden Vorschriften 
über die Länge der Frist zu harmonisieren, ohne zu 
den Beweggründen der einzelnen Mitgliedstaaten 
Stellung zu nehmen. Nachdem der Beginn der Zah- 
lungsfrist um der Einheitlichkeit willen auf den 
Zeitpunkt festgelegt wurde, zu dem die geschuldeten 
Beträge durch die mit der Einziehung betrauten Be- 
hörden gebucht werden, erschien es folgerichtig, 
für die Zollschuld einen Zahlungsaufschub vorzu- 
sehen, der dem Importeur in den meisten Fällen 
gestattet, die geschuldeten Beträge zu der gleichen 
Zeit zu entrichten, zu der er im allgemeinen seinem 
Lieferanten die eingeführten Waren unter Barzah- 
lungsbedingungen bezahlt. Hierbei zeigte sich, daß 
eine einheitliche, allgemein verbindliche Frist von 
durchschnittlich 30 Tagen als vernünftige Lösung 
betrachtet, werden kann, die zudem in zahlreichen 
Fällen — unter Berücksichtigung der zunehmenden 
Beschleunigung des Lagerumschlags — dem Einfüh- 
rer die Möglichkeit zum Weiterverkauf der Ware 
gibt. Unter Berücksichtigung der besonderen Lage 


— 5. Wahlperiode 

! der Mitgliedstaaten, in denen die vorgeschlagene 
Zahlungsfrist von 30 Tagen nicht gilt, sowie der 
Haushaltsprobleme, die sich stellen könnten, wenn 
die 30-Tage-Frist sofort an Stelle der häufig gelten- 
den kürzeren Fristen träte, wurde jedoch eine Über- 
gangsperiode vorgeschlagen. Diese Übergangspe- 
riode, die am 31. Dezember 1969 enden soll, soll 
den Mitgliedstaaten ermöglichen, sich progressiv 
anzugleichen. Die Höchstdauer der Frist darf jedoch 
ab 1. Juli 1968 45 Tage nicht überschreiten. 


Artikel 3 und 4 — Anpassung der Frist 

an besondere Zollverfahren 

15. Artikel 3 

Bei einigen in den Mitgliedstaaten zur Zeit ange- 
wandten Verfahren werden innerhalb eines be- 
stimmten Zeitraumes getätigte Einfuhren zusammen- 
gefaßt und von der Behörde, bei der die Zahlung zu 
leisten ist, nur einmal erfaßt. Vor dem Zeitpunkt 
dieser Erfassung würde demnach die Zahlung der 
für die zusammengefaßten Einfuhren geschuldeten 
Beträge bereits um durchschnittlich die Hälfte der 
Anzahl der Tage der vorgesehenen Zahlungsfrist 
aufgeschoben. Damit bei diesen Einfuhren keine zu- 
sätzliche Frist in Anspruch genommen werden kann, 
wird in Artikel 3 daher vorgeschlagen, die vom 
Zeitpunkt der Buchung an berechnete Frist von 30 
bzw. 45 Tagen um die Hälfte der Tage des jeweili- 
gen Zeitraumes zu verkürzen. 

Artikel 4 

Zur Vereinfachung der Verwaltungsverfahren be- 
stimmen einige Staaten gegenwärtig einen festen 
Zeitpunkt für die Entrichtung der Beträge, die für die 
während eines bestimmten Zeitraumes gebuchten 
Einfuhren fällig werden. Der Fälligkeitstermin wird 
dabei vom Ende dieses Zeitraumes an berechnet. 
Aus den vorerwähnten Gründen wird in Artikel 4 
vorgeschlagen, die Frist in diesem Falle vom Ende 
dieses Zeitraumes an zu berechnen und die vorge- 
sehenen 30 bzw. 45 Tage urn die Hälfte der Tage des 
in Betracht genommenen Zeitraumes zu kürzen. 

16. Artikel 5 

Dieser Artikel behandelt den Sonderfall, daß der 
Fälligkeitstag auf einen Sonn- oder Feiertag fällt, 
und sieht in Übereinstimmung mit den in den Mit- 
gliedstaaten angewandten Bestimmungen vor, daß 
der Zahlungstermin auf den ersten darauf folgenden 
Werktag hinausgeschoben wird. 

Artikel 6 — Voraussetzungen, unter denen ein 
Mitgliedstaat zusätzliche Zahlungs- 
erleichterungen gewähren kann 

17. Artikel 6 behandelt Zahlungserleichterungen 
für die Begleichung der Zollschuld unter Berechnung 
von Zinsen. 

Hier will die Richtlinie Verkehrsverlagerungen ver- 
meiden, die sich aus den in diesem Bereich zu libe- 
ralen Vorschriften eines Mitgliedstaates ergäben. 
Artikel 6 bestimmt deshalb, daß, falls ein Mitglied- 
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Staat andere als die vorerwähnten Erleichterungen j 19. Artikel 8 und 9 enthalten die üblichen Bestim- 
gewährt, die dem Abgabenschuldner entstehenden mungon, die den Mitgliedstaaten vorschreiben, der 
Kosten, insbesondere die Zinsen, so berechnet wer- i Kommission die zur Durchführung dieser Richtlinie 
den müssen, daß sie der Summe entsprechen,, die i angenommenen gesetzlichen und anderen Bestim- 
dafür auf dem Kapitalmarkt des Mitgliedstaates j mungen mitzuteilen; ferner wird erklärt, daß die 
verlangt werden würde, und daß die bewilligten j Richtlinie dn Mitgliedstaaten gelichtet ist. 
Erleichterungen zu keiner Wettbewerbsverzerrung j 
führen dürften. i Schlußfolgerung 


Artikel 7, 8 und 9 — Schlußbestimmungen 

18. Da die Ratsentscheidung vom 26. Juli 1966 die 
Verwirklichung der Zollunion für den 1. Juli 1968 
vorsieht, setzt Artikel 7 — - um von diesem Zeitpunkt 
an ebenfalls zur harmonischen Anwendung des Ge- 
meinsamen Zolltarifs beizutragen — den gleichen 
Zeitpunkt für das Inkrafttreten der Maßnahmen 
fest, die die Mitgiicdstaaten auf Grund dieser Richt- 
linie erlassen. 


Unter Berücksichtigung der verschiedenen auf die- 
sem Gebiet anwendbaren Verwaltungsmodalitäten 
ist die Kommission der Ansicht, daß die Bestim- 
mungen dieser Richtlinie die Einheitlichkeit der 
Zahlungsbedingungen für Zölle, Abgaben gleicher 
Wirkung und Abschöpfungen auf dem Zollgebiet 
der Gemeinschaft gewährleisten. Damit wird einer 
der Faktoren beseitigt, der Verkehrsverlagerungen 
und Verlagerungen der Einnahmen bewirken 
könnte, während die berechtigten Interessen der 
Verwaltungen und der Verbraucher gewahrt blei- 
ben. 
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